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mäss § 10 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes umfasst die Rechtsmittelbeleh-
rung nur den Hinweis auf ordentliche RechtsmitteP9. Die Bestimmung steht mit 
Art. 18 nicht in Einklang (N. 22) und bedarf (auch wenn Art. 18 durchaus direkt 
anwendbar ist) aus Gründen der Rechtssicherheit der Anpassung. 
4.5. Zur praktischen Bedeutung von Art. 18 
25 Die praktische Bedeutung eigenständiger kantonaler Verfahrensgarantien hängt 
stark von der Ausgestaltung der relevanten Prozessgesetzgebung ab. Im Allge-
meinen dürfte die Zürcher Gesetzgebung den Anforderungen gernäss Art. 18 
genügen. Die neue Grundrechtsnorm kann gleichwohl bei der Überprüfung von 
Einzelfallen eine gewisse praktische Bedeutung erlangen . Ein Bedeutungsver-
lust wird zwangsläufig eintreten, wenn die Vereinheitlichung des Zivil- und des 
Strafprozessrechts abgeschlossen ist60 . Denn künftig wird es Sache des Bun-
desgerichts sein, flir die richtige, einheitliche und (bundes )grundrechts- bzw. 
völkerrechtskonforme Auslegung des Bundesprozessrechts (eidgenössische 
ZPO bzw. eidgenössische StPO) zu sorgen. Für die Anwendung von kantonalen 
Grundrechtsgarantien bleibt in diesen Bereichen, falls überhaupt, nur noch sehr 
wenig Raum. Im Bereich des öffentlichen Prozessrechts hingegen wird Art. 18 
weiterhin Bedeutung entfalten (solange es nicht auch dort zur Rechtsvereinheit-
lichung kommt) . 
59 Vgl. § I 0 Abs. 2 VRG; dazu KöLzfBosSHARTIRöHI-, § 10 N. 4 7. 
60 Vgl. Botschaft und Entwurf fiir eine eidgenössische Strafprozessordnung vom 21. Dezember 2005 
(881 2006, S. 1085 ff.) und fiir ei ne eidgenössische Zivilprozessordnung vom 28 . Juni 2006 (881 2006. 
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3. Kapitel : Sozialziele 
Art. 19* 
Die Sozialziele der Bundesverfassung sind auch Sozialziele des Kantons und 
der Gemeinden. 
Kanton und Gemeinden setzen sich im Weiteren dafür ein, dass: 
a) Eltem vor und nach der Geburt eines Kindes nicht in eine Notlage gera-
ten; 
b) Voraussetzungen für die Betreuung von Kindern innerhalb und ausserhalb 
der Familie geschaffen werden; 
c) ältere Menschen ihr Leben nach ihren Kräften selbstbestimmt gestalten 
und an der gesellschaftlichen Entwicklung teilhaben können. 
Kanton und Gemeinden streben die Verwirklichung der Sozialziele im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten und ihrer verfügbaren Mittel an. 
Aus den Sozialzielen können keine unmittelbaren Ansprüche auf staatliche 
Leistungen abgeleitet werden. 
Materialien 
Art. 25 VE; Prot. Plenum, S. 144, 9 17 ff., 1173 ff. , 1186 ff., 1990 ff., 2144 ff. , 2484 ff. , 294 1 ff., 
2951 ff. 
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In der Bundesverfassung sowie in einigen neueren Kantonsverfassungen finden 
sich Sozialzielbestimmungen. Aufgrund ihrer grossen - vor allem symbolischen 
und politischen - Bedeutung sind diese in der Regel heftig umstritten 1• 
Die Aufnahme von Sozialzielen in den Verfassungstext ist unterschiedlich moti -
viert. Einerseits sollen die Sozialziele aufVerfassungsebene ein klares Bekennt-
nis zur Sozialstaatlichkeif des Gemeinwesens zum Ausdruck bringen und die in 
Art. 1 Abs. 2 und Art. 5 Abs. I genannte Mitverantwortung konkretisieren2, an-
derseits können sie - je nach Grad der Konkretisierung - als Auslöser und Leit-
linien der Rechtsetzung sowie als Richtschnur der Rechtsanwendung dienen3• 
Es wäre jedoch verfehlt, die Sozialverfassung eines Gemeinwesens auf den In-
halt der Sozialziele zu reduzieren4 . Die in der Sozialverfassung konkretisierte 
Vgl. dazu . 4 ff. 
SOBOT\C\1 , S. 44 f. 
Z u den entsprechenden Funktionen der Sozialziele auf Bundesebene M HON, A rt. 41 N. 2; BIGLER-
EGGEr>:BERGER, St. Galler Kommentar Art. 41 Rz. I 0 ff. ; M EYER-BLASER!G ÄCHTER, § 34 Rz. 22 ff.: vgl. 
<:l11rh Wruru -M ANnRIJ\.. S JJ9 f. 
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Sozialstaatlichkeit ist vielmehr von ihren Zielen her zu begreifen: Diese beste-
hen in der Gewährle istung sozialer Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit (d.h. in 
Chancengleichheit5 und einem gewissen sozialen Ausgleich). Diese Ziele wie-
dennn dienen dem Schutz der Menschenwürde des Einzelnen6. Sie sollen ihm 
die Entfaltung seiner Persönlichkeit und die faktische Verwirklichung seiner 
Grundrechte ermöglichen7. Weiter ist die Sozialzielbestimmung im Zusammen-
hang mit den kantonalen Aufgabennormen (z.B. Art. 110- 116 KV) zu sehen, 
welche ebenfalls sozialstaatliche Postulate aufgreifen. 
2. Entstehungsgeschichte 
2.1. Wandel der Norm 
Die für allgemeine Grundsätze und Grundrechte zuständige Kommission 1 des 4 
Verfassungsrats befürwortete von Anfang an die Aufnahme einer Sozialziel-
bestimmung8. Ihr Normtextentwurf war im Vergleich zur endgültigen Fassung 
bedeutend ausftihrlicher. Wie bei ihrem Entwurf zum Grundrechtskatalog wur-
de der Text der Bundesverfassung wörtlich übernommen, teilweise an die kan-
tonalen Verhältnisse angepasst und materiell um einige Aspekte angereichert. 
Über die Sozialziele des Bundes hinaus sah der Kommissionsentwurf die fol-
genden Ergänzungen und Konkretisierungen vor: Eltern sollten vor und nach der 
Geburt eines Kindes materiell gesichert sein (lit. d) , es sollten geeignete Voraus-
setzungen ftir die Betreuung von Kindern innerhalb und ausserhalb der Familien 
geschaffen werden (lit. e), die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollte er-
leichtert (lit. f) und das Zusammenleben zwischen den verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen sowie deren Beteiligung am öffentlichen Leben sollten gefördert 
werden (lit. k). Zudem war als Ergänzung des Textes von Art. 41 Abs. 1 lit. f 
BV in lit. i das «lebenslange Lernen» enthalten9• In einem separaten Artikel , 
der mit «Umsetzung» überschrieben war, wurde konkretisiert, wer die Sozial-
ziele verwirklichen sollte: Kanton und Gemeinden wären nach dem Wortlaut 
dieser Umsetzungsnorm ftir die Verwirklichung der Sozialziele auf dem Wege 
der Gesetzgebung zuständig gewesen (Abs. I). Sie hätten weiter günstige Vor-
aussetzungen ftir die Realisierung der Sozialziele durch Dritte schaffen (Abs. 2) 
und die Umsetzung der Sozialziele periodisch überprüfen sollen (Abs. 3). Ab-
gerundet wurde der Entwurf zu den Sozialzielen mit einer weiteren separaten 
6 
SouoTJCH, S. 3 1 f. 
Z um Beisp iel AR OLD. S. 15 f. 
Bspsw. 1-iALLERIKöLZ, S. 137: MEYER-BLASER!G Ä<: IITER. § 34 Rz. 3: RH I Now/SnJ~IIDfBIAGG I N I, § I I 
Rz. 5 ff. 
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Bestimmung, die mit «Weiterentwicklung» überschrieben war: «Kanton und 
Gemeinden und die private Wirtschaft tragen gemeinsam Sorge zu den sozialen 
Errungenschaften und setzen sich für deren zeitgemässe Weiterentwicklung im 
Sinne der Sozialziele ein.» 
Im Lauf der Beratungen wurden die drei separaten Artikel zu einem einzigen 
vereinigt. Zudem war bereits Art. 25 VE materiell gestrafft. Systematisch wur-
den in Art. 25 VE die kantonalen Ergänzungen der Sozialziele (Abs. 2) von der 
Aufzählung der bereits in Art. 41 Abs. I BV genannten Ziele getrennt (Abs. 1). 
Erst verhältnismässig spät wurde die Systematik der Bestimmung nochmals 
geändert, indem - entsprechend der sinngemässen Anpassung bei den Grund-
rechten 10- auf die Wiederholung des Wortlauts der Bundesverfassung verzichtet 
und in Abs. 1 der Sozialzielbestimmung auf die Sozialziele des Bundes verwie-
sen wurde 11 . 
Die verfassungsrätlichen Debatten zu den Sozialzielen verliefen regelmässig 
kontrovers und emotional. Die politische Polarisierung des Verfassungsrats 
wurde bei wenigen Bestimmungen derart deutlich wie bei den Sozialzielen. 
Während es die konservativen Kräfte im Grundsatz bei einer Verweisung auf 
die - ohnehin aufgrund der Bundesverfassung auch für die Kantone verbind-
lichen 12- Sozialziele der Bundesverfassung belassen wollten, war es das An-
liegen der Kommission 1 sowie der übrigen Kräfte im Verfassungsrat, mit den 
Sozialzielbestimmungen einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung der künftigen 
sozialen Realität im Kanton zu leisten. Vom ambitionierten Entwurf der Kom-
mission 1 sind insgesamt nur zwei Ziele erhalten geblieben (Abs. 2 Iit. a tmd b), 
das dritte eigenständige kantonale Ziel (Abs. 2 lit. c) wurde im Lauf der Pienar-
debarte ergänzt13 . 
2.2. Vergleich mit anderen Kantonsverfassungen 
Im Vergleich zu anderen neueren Kantonsverfassungen nimmt die Zürcher Re-
gelung der Sozialziele eine Mittelstellung ein14. Während es die neue Bündner 
Verfassung bei einem blossen Hinweis auf die Sozialziele des Bundes bewen-
den lässt (Art. 7 KV GR) 15 und die Schaffhauser Verfassung die Sozialziele des 
Bundes mit einer geringfügigen Textanpassung wörtlich übernimmt (Art. 22 
10 Vgi. Art. IOKV 
II Prot. Plenum, S. 2941 ff.; siehe auch zu den vorangehenden systemati schen Straffungen der Bestimmung: 
12 Prot. Plenum, S. 11 9 1 ff. , 20 15, 2487 ff. 
13 
Vg l. dazu N. 8. 
Prot. Plenum , S. 2942; vgl. dazu auch N. 19. 14 BIAGG INI. S. 183 f. 
15 CAVEG'<, Kommentar K V G R, Art. 7 Rz. 94 ff.: vgl. aber immerhin Art. 75 Abs. I K V G R (CAVEG. , Korn · 
-........:----
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KV SH)16, sehen etwa die Verfassungen der Kantone St. Gallen 17 und Neuen-
burg18 weiter reichende Sozialziele vor. Ein deutlicher Gesta ltungswille wurde 
auch bei der Formulierung der Sozialziele in den Verfassungen der Kantone 
Bern (Art. 30 KV BE), Appenzell Aussenhoden (Art. 25 KV AR) und Tessin 
(Art. 14 KV TI) erkennbar, wobei diese Verfassungen noch vor der Schaffung 
von Sozialzielen in der Bundesverfassung formuliert wurden. Gänzlich auf 
Sozialziele verzichtet dagegen etwa der Verfassungsentwurf des Kantons 
Luzern, wobei sich auch in diesem Entwurf im Rahmen der «Grundsätze der 
Aufgabenerfüllung» (§ 12 VE KV LU) Postulate mit sozialstaatlicher Zielset-
zung finden . 
3. Sozialziele des Bundes als Sozialziele von Kanton 
und Gemeinden (Abs. 1) 
Die Bindung der Kantone an die Sozialziele ergibt sich bereits aus dem Wortlaut 
von Art. 41 Abs. 1 BV 19. Mit den sieben Zielbereichen in Art. 41 Abs. I BV20 
und dem Ziel der wirtschaftlichen Absicherung der in Art. 41 Abs. 2 BV ge-
nannten sozialen Risiken21 gibt die Sozialzielbestimmung nicht nur den Status 
quo wieder, sie weist auch in die Zukunft und strebt eine immer bessere und den 
neuen Anforderungen angepasste Verwirklichung der Ziele an. Damit bildet sie 
die Grundnorm der schweizerischen Sozialpolitik in Bund und Kantonen22. 
3.1. Bedeutung der Verweisung 
Da die Kantone ohnehin an die Sozialziele des Bundes aebunden sind hätte 
e> ' 
auf den ausdrücklichen Hinweis in Abs. 1 verzichtet werden können. Über die 
Parteigrenzen hinweg bestand indes Einigkeit, dass die Kantonsverfassung eine 
«Vollverfassung» sein soll, die mehr als nur die organisatorischen Grundstruk-
16 Dazu SrAHN, Art. 22 , S. 75 ff. 17 Art. 9 ff. KV SG (Staatsz iele). 18 Art. 34 ff. KV NE (Buts et mandats sociaux). 19 Vg l. etwa MAHON, Art. 4 1 N. 3; BIGLER-EGGENBERGER, St. Ga ll er Kommentar, Art. 4 1 Rz . 23. 20 Tei lhabe an der sozialen Sicherheit (lit. a), Gewährlei stung der fiir die Gesundheit notwend igen Pflege 
(ht. b), Schutz und Förderung von Fami lien al s Gemeinschaften von Erwachsenen und Ki ndern (l it. c), 
Möglichkeit ft.ir Erwerbsfähige, ihren Lebensunterhalt zu angemessenen Bedingungen bestreiten zu kön-
nen (lit. d), angemessene Wohnungen zu tragbaren Bedingungen ft.ir Wohnungss uchende und ihre Fami-
li en (l it. e) . Ermögli chung der Bildung, Ausbildung und Weiterbildung ft.ir Kinder und Jugend liche sowie 
Personen im erwerbsfä higen Alter (lit. f) sowie Förderung der Entwicklung von Kindern und Jugend-
21 Iichen (li t. g). 
Schutz gegen die wirtschaftli chen Folgen von Alter, Inva lidität, Krankheit. nfa ll , Arbeits los igkeit, Mut-
terschaft, Verwaisung und Verwitwung. 
8 
9 
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turen des Gemeinwesens enthält23 . Auf die Nennung von Sozialzielen, die in 
irgendeiner Form meist Bestandteile moderner Verfassungen bilden, sollte des-
halb nicht verzichtet werden24 . 
I 0 Selbst wenn der Hinweis auf die Sozialziele des Bundes juristisch verzichtbar 
gewesen wäre, ist er für die Auslegung der Verfassung nicht ohne Bedeutung: 
Durch die Formulierung von Abs. 1 wird deutlich, dass sich der Verfassungsrat 
nicht einfach nur den Sozialzielen des Bundes unterziehen2S, sondern sich die 
Sozialziele des Bundes zu eigen machen wollte («sind auch die Sozialzie le des 
Kantons und der Gemeinden»). 
3.2. Problematik der Verweisung 
II Im Verfassungsrat wurde mehrfach auf die Problematik eingegangen, wie eine 
Verweisung auf die Bundessozialziele zu deuten wäre, wenn sich diese durch 
ei ne veränderte Auslegung oder durch eine Revision der Bundesverfassung ver-
ändern würden26 . Da die Kantone - mindestens aufgrundder geltenden Syste-
matik - ohnehin an die Bundessozialziele gebunden sind27, spielt die Art der 
kantonalen Verweisung auf diese keine Rolle. Hingegen würde sich bei einer 
Einschränkung der Bundessozialziele fragen, ob diese auch auf das kanto-
nale Verfassungsrecht zurückwirkt. Hätte die Verweisung einen dynamischen 
Charakter, so wäre die Einschränkung auch für den Kanton verbindlich. 
Ist sie dagegen als starre Verweisung - d.h. als Verweisung auf die Bundes-
sozialziele, wie sie zum Zeitpunkt der Annahme der Zürcher Verfassung gal-
ten - zu verstehen, kann auf kantonaler Ebene nicht hinter diesen Schutzstan-
dard zurückgegangen werden. Der Wortlaut von Abs. I spricht dafür, dass eine 
starre Verweisung beabsichtigt war28 . 
3.3. Selbstverantwortung und Subsidiarität 
12 Art. 41 Abs. I BV enthält ftir die in diesem Absatz genannten Sozialziele- nicht 
aber für die in Art. 41 Abs. 2 BV genannten Bereiche - e inen Subsidiaritätsvor-
behalt29, d.h. , Bund und Kantone sollen sich nur in Ergänzung zu persönlicher 
23 Prot. Plenum, S. 920; so selbst d ie im Verfassungsrat stets skepti sche SVP-Fraktion, Prot. Plenum, S. 934; 
24 vgl. auch SosOTICH, Vorb. zu Art. 95- 12 1 N. 1 f. Vgl. ßiAGGI NI, S. 181. G leichwohl wurde beantragt, di e Sozialziele te ilweise (z.ß. Prot. Plenum, S. 2943 ff.) 
25 oder gänzlich (z.B. Prot. Plenum, S. 2884 ff .. vgl. auch Prot. Plenum, S. 9 17 ff.) zu streichen. Was man mit einer vie l Zurückhal tenderen Fonnulierung wie etwa in § 7 K V GR hätte zum Ausdruck 
bringen können. 
26 Prot. Plenum. S. 2000. 2002. 2008 f. 
27 Dazu . 8. 
~~ Vgl. N. 10. 
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Verantwortung und privater Initiative für die Verwirklichung der Sozialziele ein-
setzen. Art. 19 enthält keinen entsprechenden Vorbehalt. Angesichts der Entste-
hungsgeschichte der Bestimmung kann indes nicht davon ausgegangen werden, 
dass der Kanton die Ziele in weiter gehender Weise als der Bund gewährleis-
ten sollte30 . Vielmehr ergibt sich der entsprechende Vorbehalt bereits aus den in 
Art. I Abs. 2 und Art. 531 enthaltenen Grundsätzen. 
4. Ergänzende kantonale Sozialziele (Abs. 2) 
Die in Abs. 2 genannten Ziele, die den Katalog der Bundessozialziele ergänzen, 13 
widerspiegeln die von einer Mehrheit im Verfassungsrat als vordringlich be-
trachteten sozialen Anliegen. Mit ihnen soll ein sozialpolitischer Akzent für die 
konkrete Ausgestaltung der kantonalen Sozialgesetzgebung der nächsten Jahre 
gesetzt werden32 • 
4.1. Vermeidung der Notlage von Eltern (lit. a) 
Laut dem Entwurf der Kommission I , welcher in der 1. Gesamtlesung unver- 14 
ändert blieb, hätte die Formulierung dieses kantonalen Sozialziels einen etwas 
weiter gehenden Wortlaut aufgewiesen. Eltern sollten «vor und nach der Geburt 
eines Kindes materiell gesichert»33 sein. Der definitive Wortlaut ist auf einen 
Antrag der POP-Fraktion zurückzuftihren34. Dieser wurde damit begründet, dass 
es nicht die Aufgabe des Staates sein köm1e, generell allen Eltern vor und nach 
der Geburt eines Kindes materielle Sicherheit zur gewährleisten. Es gehe nur 
darum, in Situationen, in denen die Eltern aufgrund der Geburt eines Kindes 
tatsächlich von einer Notlage bedroht seien, geeignete Massnahmen vorzuse-
hen35 . 
An sich ergäbe sich die Pflicht der Kantone und Gemeinden, für die Vermeidung 15 
der Notlage von Eltern zu sorgen, bereits aus den Sozialzielen des Bundes (v.a. 
Art. 41 Abs. 1 lit. a und c BV). Auch in Art. 112 lit. a und b kommen ähnliche 
Wertungen zum Ausdruck, doch wird in all diesen Bestimmungen die spezi-
fische Gefahrdung der wirtschaftl ichen Existenz, welche die Geburt von Kin-
dern bedeuten kann, nicht offenbar36 . Aus dem einschränkenden Wortlaut «vor 
30 Frühere Textvarianten enth ielten denn auch noch denselben Vorbeha lt ; siehe Vorlage K I vom 2. Septem-
ber 2002, S. 22 , sowie Art. 25 Abs. I VE. 
31 Vgl. A. M ü LLER, Art. 5 . 13. 32 Prot. Plenum, S. I 173 f. 
33 Vorlage K I vom 2. September 2002, S. 22. 
34 Prot. Plenum, S. 2943. 
35 Prot. Plenum. S. 2945. 
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und nach der Geburt» wird ersichtlich, dass sich der spezifische Schutz zeitlich 
auf die Dauer der Schwangerschaft und die erste Phase nach der Geburt erstre-
cken soll. Zudem wird das Vorliegen einer Notlage verlangt. Aus den Materi-
alien ergibt sich dabei nicht direkt, ob nur wirtschaftliche Notlagen - d.h. die 
Mehrbelastung durch Kosten oder Einkommensausf<ille im Zusammenhang mit 
der Geburt - oder auch andere Notlagen, wie etwa die psychische oder phy-
sische Überforderung der Eltern, aufgefangen werden sollten. Im Hinblick auf 
den ursprünglichen Text, der die materielle Sicherung anstrebte, dürfte die ers-
te Auslegungshypothese zutreffen37, was jedoch im Interesse des Kindeswohls 
nicht gegen Massnahmen im Sinn der zweiten Auslegungshypothese spricht. 
16 Im Vordergrund stehen ftir die Umsetzung dieses Ziels damit wirtschaftliche 
Beihilfen38. Die konservativen Kräfte lehnten dieses Sozialziel - neben grund-
sätzlichen Bedenken - auch deshalb ab, weil sie die Einführung einer kanto-
nalen Mutterschaftsversicherung beftirchteten39. Aufgrund der bundesgesetz-
liehen Regelung der Mutterschaftsversicherung, die seit dem l. Juli 2005 in 
Kraft steht40, dürften indes andereMassnahmen im Vordergrund stehen41. Denk-
bar sind immerhin eigenständige kantonale Leistungen für Personen, die keine 
Mutterschaftstaggelder erhalten, weil sie die entsprechenden Anspruchsvoraus-
setzungen nicht erfüllen42, deren Taggeldansprüche sehr gering sind43 oder deren 
Einkommen ohnehin kaum über dem sozialen Existenzminimum liegt. 
4.2. Kinderbetreuung innerhalb und ausserhalb der Familie (lit. b) 
17 Die Debatten zu dieser Zielbestimmung verliefen ausserordentlich kontrovers, 
da neben der Grundsatzfrage, ob mit ihr ein bestimmtes Familienbild in der Ver-
fassung fixiert werde44, auch die Kostenfolgen dieses «Krippenartikels»45 dis-
kutiert wurden. Die Mehrheit der Mitglieder des Verfassungsrats wollte mit der 
Bestimmung j edoch ein deutliches Signal im Interesse des Kindeswohls setzen. 
37 Hingegen lassen sich Massnahmen zu r Entlastung von Eltern und Kindern , gerade auch im Interesse der 
Kinder, mit anderen Zielbestimmungen motivieren, z. B. Art. I I Abs. I und 41 Abs. I lit. c und g BV. 
Art. 1121it. a und b KV 38 Vgl. etwa im ge ltenden Recht di e Beiträge ftir di e Betreuung von Kl e inkindern gemäss §§ 26a ff. des 
Jugendhi lfegesetzes vom 14 . Juni 198 1 (LS 852.1). 
39 Prot . Plenum, S. 11 95, 2946. 40 Vgl. Art. 16b ff. des Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz fLir Dienstl eistende und bei Mutterschaft 
vom 25. September 1952 (Erwerbsersatzgesetz, EOG ; SR 834.1 ). 41 Im Rat wurde bereits betont, dass eine über di e all fa llige Mutterscha ft sversicherung auf Bundesebene 
hinausgehende Regelung den Wirtschaftsstandort Züri ch schwächen könnte, weshalb di e Bestimmung zu 
streichen sei (Prot . Plenum, S. 1204). Trotz di eser expli zit geäusserten Bedenken gewichtete das Plenum 
das soziale Anli egen stärker. 42 Vgl. Art. 16b EOG . 
43 Vgl. Art. 16e EOG . 44 Prot. Plenum, S. I 196. I 199 ff. 
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Da fast die Hälfte der Kinder im schulpflichtigen Alter ausserhalb der Schulzeit 
von ihren erwerbstätigen Eltern nicht direkt betreut werde, sei die Gewährleis-
tung der ausserschulischen Kinderbetreuung unverzichtbar. Es werde damit auf 
einen gesellschaftlichen Wandel reagiert, der aufgrund der statistischen Zahlen 
nicht einfach vernachlässigt werden dürfe46. Zudem werde die traditionelle Fa-
milienform47 keineswegs abgewertet, wenn auch denneueren Familienentwick-
lungen Rechnung getragen werde48. Schliesslich wurde auch auf die Auswir-
kungen ausreichender ausserschulischer Betreuungsstrukturen hinsichtlich der 
Entscheidungsfreiheit der Frauen, auch berufstätig sein zu können, hingewie-
sen49. 
Inhaltlich besteht ein enger Zusammenhang dieses Sozialziels mit Art. 107 
Abs. 2, wo es zur Aufgabe von Kanton und Gemeinden erklärt wird, in Zusam-
menarbeit mit Privaten die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Betreuungs-
aufgaben zu fordern. Das Sozialziel bildet das Korrelat dieser Aufgabennorm 
aus der Sicht der Kinder50. Obwohl auf Bundesebene erhebliche Anstrenaun-
o 
gen unternommen werden, um die familienergänzende Kinderbetreuung zu for-
dern51, verbleibt ftir ergänzende kantonaleMassnahmen genügend Raum52 . Aus 
der Entstehungsgeschichte wirdjedoch deutlich, dass Staat und Gemeinden sich 
nur ftir die Schaffung der Voraussetzungen der Kinderbetreuung einsetzen sol-
len, nicht auch, dass sie die Kinderbetreuung zu gewährleisten hätten53. Trotz 
der klaren Zielrichtung besteht damit aufgrund dieser Bestimmung kein An-
spruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder (vgl. Abs. 4). 
4.3. Selbstbestimmtes Leben älterer Menschen (lit. c) 
Das in lit. c genannte Ziel wurde erst anlässlich der zweiten Gesamtlesung in 
die Verfassung eingefügt54• Immer mehr ältere Menschen, auf deren Bedürfnisse 
hinreichend Rücksicht zu nehmen ist, leben im Kanton. Dieser aktuelle demo-
grafische Wandel bildete die Motivation für diese Zielsetzung55• Sie zielt darauf 
ab, die Selbstbestimmung und Partizipation ältl!:rer Menschen zu unterstrei-
46 Prot. Plenum, S. I 192, 120 I f. 47 
Relati vierend zur Trad itiona li tä t: Prot. Plenum, S. 120 7. 
48 Prot. Plenum, S. 1202. 49 Prot. Plenum, S. 1203 f. 50 Pro!. Plenum, S. 2948. 51 
Vgl. e twa das Bundesgesetz über Fi nanzhilfen fli r fa milienergänzende Kinderbetreuung vom 4. Oktober 
2002 (S R 86 1) sowie den Bundesbeschluss vom 2. Oktober 2006. mit dem ein weiterer Verpflichtu ngs-
kredit in der Höhe von 120 Millionen Franken fti r d ie Dauer vo n vier Jahren aewährt wurde (BB I 2006 
S. 866 1). b • 52 Vgl. P FJFFNER R AUBER, S. 52, 54 ff. 
53 Prot. Plenwn, S. 2498 f. 
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chen. Dem Antrag, die Bestimmung wegen der sachlichen Überschneidung mit 
Art. 112 lit. c nicht in die Verfassung aufzunehmen, ist der Rat nicht gefolgt56. 
Im Hinblick auf die Zielsetzung der Bestimmung dürfte mit der Umschreibung 
«ältere Menschen» nicht eine präzis' zu definierende Altersgruppe gemeint 
sein, sondern die Gruppe von Menschen, die aufgrund von Altersgebrechen 
oder anderen Alterserscheinungen in ihrer Entfaltung und Teilnahme am ge-
sellschaftl ichen Leben eingeschränkt sind. Die noch vorhandenen Kräfte sollen 
nach Möglichkeit unterstützt werden, um den Betroffenen so lange wie möglich 
einen individuellen Gestaltungsspielraum zu bewahren57 • Zu diesem Gestal -
tungsspielraum gehört es auch, an den gesellschaftlichen Entwicklungen etwa 
in der Kultur teilhaben zu können. Gleichzeitig wird mit dem Hinweis auf die 
noch vorhandenen Kräfte unterstrichen, dass ältere Menschen nicht auf sich 
allein gestellt sein sollen, wenn die selbständige Lebensgestaltung ihre Kräfte 
übersteigt. 
Wirkungen dürfte lit. c vor allem bei der Ausgestaltung der Betreuung älterer 
Menschen in ihrem gewohnten Umfeld (Hauspflege, Mahlzeitendienst, ambu-
lante medizinische Leistungen usw.) haben. D ie Betonung der Selbstbestim-
mung im A lter bringt zum Ausdruck, dass der Schutz der Privatsphäre und die 
Erhaltung der Entscheidungsfreiheit älterer Menschen wesentliche gesellschaft-
liche Werte darstellen, die allenfalls auch zu höheren Betreuungs- und Pflege-
kosten ftihren können58• 
5. Verwirklichung der Sozialziele (Abs. 3) 
Mit der - verhältnismässig spät vorgenommenen - Anpassung der Systematik 
der Sozialziele an die Regelung bei den Grundrechten59 wurden die weitgehend 
unbestrittenen Abs. 3 und 4 nicht mehr wesentlich verändert. Anders als bei den 
Grundrechten (Art. I 0 Abs. 2) wird ftir die Grundsätze der Verwirklichung nicht 
auf die entsprechenden Grundsätze der Bundesverfassung verwiesen. Während 
Abs. 4 wörtlich Art. 4 I Abs . 4 BV entspricht, enthält Abs. 3 im Vergleich zu 
Art. 4 1 Abs. 3 BV geringfügige Anpassungen: Ei nerseits werden Kanton und 
Gemeinden ausdrücklich genannt, anderseits ist nur von deren Zuständigkeiten 
( d.h. nicht von deren «verfassungsmässigen» Zuständigkeiten) die Rede. Letz-
teres ist insofern folgerichtig, als innerkantonal die Aufgaben auch durch unter-
verfassungsrechtliche Erlasse zugewiesen werden können. Ein Antrag, Abs. 3 
56 Prot. Plenum, S. 2946 ff. 
57 Uni A ..., .. ,.....,, r. <:: 1 f. · un i n 11 r• h <:: ruw.ul c;;: '\h l f '\ 7R f 
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zu streichen, da die Verwirklichung der Sozialziele bereits durch den kantonalen 
Aufgabenkatalog gewährleistet würde, blieb erfolglos60 . 
5.1. Finaler Normcharakter und Umsetzungsmechanismen 
Bereits aus dem Verfassungstext (Abs. 4) ergibt sich, dass aus den Sozialzielen 23 
keine unmittelbaren Ansprüche abgeleitet werden können. Die Sozialziele sind 
Normen mit einem finalen Charakter, d.h., sie sol len Anlass und Richtschnur 
ftir die künftige Gestaltung der sozialen Verhältnisse im Kanton Zürich sein. Als 
Bestandteil der Verfassung sind die Ziele rechtlich verbi ndlich. Die konkrete 
Abwägung gegen andere staatliche Ziele und Aufgaben bleibt aber- in der Re-
gel - dem Gesetzgeber überlassen61. 
Der Wortlaut des Entwurfs der Kommiss ion I verpflichtete die Kantone und 24 
die Gemeinden, auf dem Weg der Gesetzgebung ftir die Verwirklichung der 
Sozialziele zu sorgen. Im Vergleich zu Art. 4 1 Abs. 3 BV hätte dies eine Ein-
schränkung bedeutet, da die Verwirklichung der Sozialziele allen Behörden in 
sämtlichen Funktionen in Bund und Kantonen übertragen ist. Selbstverständ-
lich sind es in erster Linie die Parlamente, die ftir eine adäquate Umsetzung 
der Sozialziele sorgen müssen, doch sind auch Verwaltung und Gerichte an die 
Soz ialziele gebunden. Im Rahmen ihrer Ermessensausübung sowie bei der Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe sind die Sozialzie le ebenfalls zu be-
rücksichtigen62 . 
Es würde den Kantonen indes freistehen , wirkungsvollere Umsetzungsmecha- 25 
nismen ftir die Sozialziele zu schaffen, als dies die Bundesverfassung tut. Der 
Vorschlag der Kommission I des Verfassungsrats sah denn auch ausdrücklich 
vor, dass die Umsetzung der Sozialziele regelmässig überprüft werden sollte63 . 
Auch im Rahmen der Verfassungsratsdebatten wurde ei n entsprechender Antrag 
nochmals aufgegriffen, fand jedoch keinen Eingang in den definitiven Verfas-
sungstext64. Faktisch wird dadurch die Wirkung der Sozialziele abgeschwächt. 
Es wird deshalb - wie bei den Sozialzielen des Bundes - wesentlich darauf an-
kommen, dass bei der Ausarbeitung von Rechtsetzungsprojekten regelmässig 
die Vereinbarkeit mit den Sozialzielen überprüft wird65 . Immerhin werden die 
inhaltlichen Anliegen der Sozialziele in den Staatsaufgabenbestimmungen wie-
60 Prot. Plenum. S. 2953 ff. 
61 Vgl. BIGLER-EGGENBERGER, St. Galler Kommentar, Art. 41 Rz. 16 ff. ; RHINO\\', Rz. 3053 . 62 BIGLER-EGGENBERGER, St. Galler Kommentar, Art. 4 1 Rz. 2 1 f. ; BoLz, Art. 30, S. 321; JAAG, Rz. 728; 
M~YER · BLASER!GÄCIITER, * 34 Rz. 23 : SALA DIN Al!BERT. S. I 00. 
63 Dazu . 4; Prot. Plenum, S. 1176 ff.; dies häne die «progressive Umsetzungspflicht>> der Sozialziele nic ht 
unwesentlich unterstrichen. Prot. Plenum. S. 2955. 
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der aufgegriffen, insbesondere in den Artikeln 111-116. Bei allen öffentlichen 
Aufgaben wiederum ist Art. 94 Abs. 2 zu beachten, nach welchem Kanton u~d 
Gemeinden auch sicherstellen müssen, dass die öffentlichen Aufgaben Wir-
kungsvoll erfüllt werden66 . Dieser Grundsatz kann - weit ausgelegt - auch als 
Überprüfungspflicht gedeutet werden, ob die in den Staatsaufgaben enthaltenen 
Ziele erreicht werden; er steht aber, wie sein Kontext ergibt, vor allem im Zu-
sammenhang mit einer Einschränkung der Staatsaufgaben. 
5.2. Vorbehalt der verfügbaren Mittel 
26 Wie in Art. 41 Abs. 3 BV wird die Umsetzung der Sozialziele auch in Abs. 3 
unter den Vorbehalt der verfügbaren Mittel gestellt. Damit wird eine juristische 
Selbstverständlichkeit zum Ausdruck gebracht: Der Staat kann nicht mehr leis-
ten als sich mit den verfligbaren Mitteln bewerkstelligen lässt. Bei der For-
mulierung handelt es sich um eine «polit-psychologische Mahnung»67 geringen 
rechtlichen Gehalts. Sie bedeutet namentlich nicht, dass die Mittel für die Ver-
wirklichung der Sozialziele erst dann zur VerfUgung stehen sollen, wenn andere 
Ziele bereits erflillt sind68. 
6. Ausschluss unmittelbarer Ansprüche auf staatliche 
Leistungen (Abs. 4) 
27 Die Einzelnen können sich nicht direkt auf die Sozialziele berufen, um staatli-
che Leistungen einzufordern. Die Zielvorgaben richten sich in erster Linie an 
die Gesetzgebung und - im beschriebenen Rahmen69 - an die Rechtsanwendung. 
Das bedeutet selbstverständlich nicht, dass in konkreten Rechtsanwendungs-
situationen, in denen ein juristischer Handlungsspielraum verbleibt, die Sozial-
ziele nicht zur Bestätigung eines allfälligen Anspruchs beigezogen werden 
können, doch begründen sie - flir sich allein genommen - keine einkl~gbar~n 
Ansprüche. Durch die fehlende unmittelbare Durchsetzbarkeit unterscheiden s1e 
sich von sozialen Grundrechten70. 
66 Vgl. Prot. Plenum, S. 2954. . . 
67 R HI NOW, Sozialverfassung, S. 175. zur ent sprechenden Fonnuherung 1n der Bundesverfassung. 
68 M EYER- ß LASER/GÄCHTER. § 34 Rz. 25; MADER, S . 699. 
69 no~.. ') ß. 
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7. Würdigung 
Die Zürcher Kantonsverfassung unterscheidet - wie die Bundesverfassung und 
eine grössere Zahl neuerer Kantonsverfassungen 7 1 - zwischen Grundrechten 
und Sozialzielen. Beide Normtypen bringen grundlegende Wertaussagen zum 
Ausdruck, wobei der Unterschied zwischen den beiden Normtypen darin liegt, 
dass Sozialziele nur an die Behörden gerichtete Zielvorgaben definieren und 
keine individuellen Ansprüche einräumen. 
Die Zürcher Sozialzielbestimmung ist bedeutend schlanker ausgefallen, als 
dies von der zuständigen Kommission 1 des Verfassungsrats vorgesehen war. 
Materiell geht sie nur in den drei in Art. 19 Abs. 2 KV genannten Bereichen 
über die bundesrechtlichen Vorgaben hinaus72 . Auch wenn der sozialstaatliche 
Gestaltungswille des Verfassungsrats im Ergebnis hinter den Erwartungen ver-
schiedener Verfassungsratsfraktionen zurückgeblieben ist, wird die (auch) so-
zialstaatliche Ausrichtung der Zürcher Kantonsverfassung insgesamt viel deut-
licher als bisher sichtbar. 
71 
BLSER . Rz. 448 f. 
72 
Hingegen finde n sich in den sozia lstaatlich ausgerichteten Aufgabennormen der Verfassung we itere Z iel-
28 
29 
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Art.lll* 
Kanton und Gemeinden sorgen dafür, dass Menschen in einer Notlage, die sie 
nicht aus eigener Kraft bewältigen können, ein Obdach und existenzsichernde 
Mittel erhalten. 
Sie fördern die berufliche Umschulung und Weiterbildung erwerbsloser Per-
sonen und ihre Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess. 
Sie fördern zur Bekämpfung von sozialer Not und Armut die Hilfe zur Selbst-
hilfe. 
Materialien 
Art. 122 VE; Prot. Plenum, S. 154 f., 169, 1330 ff., 1342 tf., 1494 tf., 2294 tf. (43. Sitzung), 
2690 tf. 
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Die Sozialhilfe sichert die Existenz bedürftiger Personen, fördert ihre wirtschaft-
liche und persönliche Selbstständigkeit und gewährleistet die soziale und beruf-
liche Integration 1• Sie bildet das unterste Netz der sozialen Sicherheit, das ver-
hindert, dass Personen oder Personengruppen von der Teilnahme und Teilhabe 
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an der Gesellschaft ausgeschlossen werden2 . Leistungen der Sozialhilfe sind 
subsidiär gegenüber der Möglichkeit der Selbsthilfe, den Leistungsverpflich-
tungen Dritter sowie freiwilligen Leistungen Dritter (Prinzip der Subsidiarität 
der Sozialhilfe)3. Sie dienen der Abhilfe bei einer individuellen, konkreten und 
aktuellen Notlage (Prinzip der Individualisierung) und sind jedem einzelnen 
Fall anzupassen, d.h. , sie müssen in jedem Einzelfall den Zielen der Sozialhil fe 
im Allgemeinen sowie den Bedürfnissen der betroffenen Person entsprechen 
(Prinzip der Bedarfsdeckung). Unerheblich ist dabei die Ursache für die aktuelle 
Notlage (Finalitäts- oder Finalprinzip)4 , wobei wirkungsvolle Sozialhilfe stets 
auch auf die Beseitigung der Ursachen der Hilfsbedürftigkeit zielt5. Die Leistun-
gen der Sozialhilfe werden - anders als die meisten Sozialversicherungsleis-
tungen - aus allgemeinen Staatsmitteln, d. h. aus Steuergeldern, finanziert6. 
1.2. Entstehung 
Die Debatten zur Sozialhilfe verliefen kontrovers7 und führten zu zahlreichen 2 
Modifikationen des Kommissionsantrags. Dieser beruhte auf einem dreiglied-
rigen Konzept8, das die akute Hilfe in Notlagen (Abs. 1 ), die Stärkung der Fähig-
keiten der Einzelnen, mit Erwerbsarbeit ein genügendes Einkommen zu erzielen 
(Abs. 2), sowie die generelle Prävention von Hilfsbedürftigkeit (Abs. 3)9 umfass-
te. Der erste Absatz wurde redaktionell gestrafft 10, beim zweiten Absatz wurde 
aufgrund ordnungspolitischer Argumente der erste Satz 11 gestrichen, nachdem 
er zunächst zu einem eigenständigen Absatz umformuliert worden war12, der 
dritte Absatz schliesslich wurde durch die geltende Fassung ersetzt, welche die 
Selbsthilfe in den Vordergrund ste ll t13. Der von Vertreterinnen und Vertretern 
der SVP getragene Antrag, den Titel der Bestimmung in «Fürsorge» zu ändern, 
auf den zweiten und den dritten Absatz zu verzichten und im verbleibenden 
Absatz festzuhalten, dass hilftose Menschen vorwiegend in Form von Sach- und 
SKüS-Richtlinien, A 3- 1, A 4- 1. 
SKüS-Richtlinien, A 4 - 1 f. ; Wo LFFERS, S. 7 1 ff. 
WOLFFERS, S. 34, 165. 
§ 5 SHG ; vgl. auch GYSIN, S. I 05 , und hinten N. 23. 
WOLFFERS, S. 60 f.; vgl. zu den Ausgaben für die Sozialh ilfe die Vorlage K4 vom 5. September 2002 , 
S. II. 
Prot. Plenum, S. 1495 ff. Debattiert wurde etwa über das Menschenbild, das man mit der Bestimmung 
verankern wolle (Prot. Plenum, S. 1497 ff.). 
Vorlage K4 vom 5. September 2002, S. I I; Prot. Plenum, S. 1494 f. , 1506. 
9 Kanton und Gemeinden «sorgen für die Bekämpfung der Ursachen sozialer otlagen und Armut». 
10 Prot. RedK vom 7. März 2003, S. 285 f. 
11 Kanton und Gemeinden «fördern Massnahmen. die ein ex istenzsicherndes Einkommen ermöglichen». 
12 Kanton und Gemeinden «fordern Massnalunen zur ex istenzsichernden Entl öhnung der vo ll en Erwerbs-
tätigkeit» (Prot. Plenum, S. 2294 ff., 2304 [43. Sitzung]) . 
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Dienstleistungen unterstützt würden, löste heftige Grundsatzdiskussionen aus 
und wurde deutlich verworfen 14• 
3 Die meisten Kantonsverfassungen kennen vergleichbare Bestimmungen. Der 
Zürcher Verfassungstext nimmt sich im Vergleich eher zurückhaltend aus. 
Anders als etwa im Kanton Graubünden wird die Sozialhilfe nicht in ein umfas-
senderes Konzept eingebettet 15 . Auch die Umschreibung der Ansprüche in Abs. I 
geht weniger weit als in anderen Kantonen 16. 
2. Vorgaben des übergeordneten Rechts 
4 In Art. II UNO-Pakt I ist das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard 
anerkannt17• Art. 41 Abs. I lit. a BV verpflichtet Bund und Kantone, sich fü r die 
Teilhabe jeder Person an der sozialen Sicherheit einzusetzen18. Zudem sind bei 
der Ausgestaltung der Sozialhilfegesetzgebung weitere Verfassungsgehalte zu 
berücksichtigen, insbesondere der Schutz der persönlichen Freiheit (Art. I 0 
BV), die Rechtsgleichheit (Art. 8 Abs. I) und das Diskriminierungsverbot 
(Art. 8 Abs. 2 BV) 19. 
5 Art. 12 BV statuiert das Recht mif Hilfe in Notlagen . In persönlicher Hinsicht 
ist jeder Mensch, der sich auf dem Gebiet der Schweiz in einer Notiaae be-o 
findet - unabhängig von der Staatsbürgerschaft oder dem ausländerrechtliehen 
Status -, Träger dieses Rechts und damit anspruchsberechtigt20 . Eine Notlage 
besteht, wenn sich jemand die für ein menschenwürdiges Dasein unentbehr-
lichen materiellen Grundlagen nicht selbst verschaffen kann21. Das Recht auf 
Hilfe in Notlagen gewährleistet kein zahlenmässig festgelegtes Mindesteinkom-
men. Umfang und Art der Leistungen (Geld- oder Naturalleistungen) werden 
in erster Linie durch das zuständige Gemeinwesen auf der Grundlage seiner 
14 Prot. Plenum, S. 1335, 1495 ff., 1507 f. 
15 Vgl. Art. 86 KV GR (Integration, dazu THöNY, Art. 86 N. I ff.); ferner Art. 85 Abs. 2 KV SH (dazu M AR-
16 TI , S.26 1). 
So ist gemäss Art. 38 KV BE für hil fsbedürftige Menschen «zu sorgem> oder müssen Kanton und Ge-
meinden gemäss Art. 85 Abs. I KV SH «materiell e und persönliche otl agen von Menschem> abwenden. 
sie lindern oder beheben. 
17 Ausdrück lich genannt werden die ausreichende Ernährung, Bekleidung und Unterbringung (Art. II 
18 
Abs. I UNO-Pakt 1). Vgl. etwa BRE 1 N ING-KAUF~ IA fW1 TSCH, S. 500 f. 
Zur sozialen Sicherheit gehört es auch, jenen Menschen hinreichende Sicherheit zu gewähren. die be-
dürftig sind und durch die Maschen anderer Sicherungssysteme fall en. Ygl. etwa BIGLER-EGGLI>.BLRGr R. 
19 
St.Gal ler Kommentar. Art. 41 Rz. 30 ff.: MAIION, Art. 41 N. 5. 
20 
Vg l. etwa PARLI , Modelle, S. 106 ff. 
AMSTUTZ, S. 157 f.; HAFELI ' H ALLER, N. 918; HARTMA"l\ . S. 41 7; J.P. MCLU:R, S. 169. 
21 o n" " ~ · - ~ 
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Gesetzgebung festgelegt22 . Diese Leistungen müssen Gewähr dafür bieten, dass 
die elementarsten materiellen und persönlichen Bedürfnisse gedeckt werden23 . 
Art. 115 BV enthält den Grundsatz der Unterstützung Bedürftiger durch den 6 
Wohnkanton24·25. Die Bestimmung räumt dem Bund zudem die Kompetenz ein, 
ftir diesen Grundsatz die Ausnahmen und Zuständigkeiten zu regeln. Davon hat 
er mit dem Erlass des Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstüt-
zung Bedürftiger (ZUG) Gebrauch gemacht. Die Kompetenz zur materiellen 
Sozialhilfegesetzgebung bleibt indes - abgesehen von einigen Sonderfällen, die 
über andere Grundlagen verftigen26 - bei den Kantonen. 
3. Existenzsichernde Mittel in einer Notlage (Abs. 1) 
3.1. Anspruchsberechtigung 
In den Genuss von Sozialhilfeleistungen sollen nach dem Wortlaut von Abs. 1 7 
Menschen kommen, die von einer Notlage bedroht sind. Auf die Nationalität 
und andere Statusfragen kommt es grundsätzlich nicht an. Es entspricht auch 
dem Zweck der Sozialhilfe, als «Netz unter dem Netz» ein lückenloses Siche-
rungssystem zu gewährleisten. Art. 12 BV geht ebenfalls von dieser weiten Um-
schreibung des Kreises der Anspruchsberechtigten aus27 . Vorbehalten bleiben 
indes abweichende Regelungen des übergeordneten Rechts, insbesondere die 
Bundeszuständigkeiten ftir bestimmte Personenkategorien28 sowie die Festle-
gungen des Zuständigkeitsgesetzes29 . 
3.2. Nicht zu bewältigende Notlage 
Der Begriff der Notlage findet sich bereits in der geltenden Sozialhilfegesetzge- 8 
bung und wird auch in der Bundesverfassung (Art. 12 BV) verwendet30 . Dabei 
ist nicht von einem einheitlichen Begriff der Notlage auszugehen31 . Die Not-
lage ist vielmehr im Hinblick auf die beanspruchten Leistungen zu beurteilen. 
22 HARTMANN, S. 41 8; MEYER-BLASER/GAGITER, § 34 Rz. 30; J.P. MüLLER, S. 171 f. 
23 Näheres zum Umfang etwa bei BIGLER-EGGEN BERGER, St.Galler Kommentar, Art. 12 Rz. 19 ff.; eingehend 
A~ISTUTZ , s. 177 ff. 
24 THOMET, N. I ff. , 24. 
25 Modal itäten und Umfang der Unterstützungsberechtigung richten sich jedoch nach kantonalem Recht. 
26 Vgl. etwa das Bundesgesetz vom 21. März 1973 über Fürsorgeleistungen an Auslandschweizer (S R 852 .1) 
oder die Bestimmungen im 5. Kapitel des Asylgesetzes vom 26. Juni 1998 (SR 142.31 ). 
27 Dazu . 5. Art. 12 BV bindet die Kantone jedoch nur im Rahmen der Ansprüche, die aus Art. 12 BV 
entstehen . 
28 Vgl. dazu N. 6 Anm. 25. 
29 Art. 4 ff .. 20 ff. ZUG. 
30 Vgl. . 5. 
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Während für die wirtschaftliche Hilfe die Notlage zu bejahen ist, wenn eine be-
dürftige Person für ihren Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt ihrer Fami-
lienangehörigen nicht hinreichend32 oder nicht rechtzeitig aufkommen kann33, 
ist die wirtschaftliche Not nicht unbedingt Anspruchsvoraussetzung für die per-
sönliche Hilfe34. Massgebend ist für diese eine persönliche Notlage35 von einer 
Schwere, welche die hilfsbedürftige Person nicht allein bewältigen kann36. 
9 Das Erfordernis, dass die Notlage nicht aus eigenen Mitteln zu bewältigen ist, 
bringt den im Sozialhilferecht zentralen Grundsatz der Subsidiarität zum Aus-
druck37. 
I 0 Im Verfassungstext findet sich kein Hinweis darauf, dass neben der wirtschaft-
lichen auch die persönliche Hilfe zu gewährleisten ist. In minimalem Umfang 
ergibt sich der Anspruch auf persönliche Hilfe jedoch bereits aus Art. 12 BV, 
wo neben den Mitteln für ein menschenwürdiges Dasein auch der Anspruch auf 
Hilfe und Betreuung erwähnt wird38. Zudem lassen sich den Materialien keine 
Anhaltspunkte dafür entnelm1en, dass künftig keine persönliche Hilfe mehr an-
geboten werden soll, zumal diese einen unabdingbaren Teil wirkungsorientierter 
Sozialhilfe darstellt39. 
3.3. Existenzsichernde Mittel 
II Ziel der Sozialhilfe ist die Absicherung des «sozialen Existenzminimums»40. 
12 
Dieses liegt höher als das im Rahmen von Art. 12 BV gewährleistete absolu-
te Existenzminimum41 . Bereits aus dem Titel von Art. 111 (Sozialhilfe) wird 
ersichtlich, dass auch im Kanton Zürich das in der Sozialhilfe übliche soziale 
Existenzminimum anzustreben ist42 . 
Mit den Leistungen der Sozialhilfe soll für die unterstützten Personen der ge-
sellschaftliche Anschluss hergestellt oder erhalten undjede Stigmatisierung ver-
mieden werden43. Zu sorgen ist damit für eine zwar bescheidene, jedoch dem 
32 D.h. , d ie Notlage bestimmt sich im Ve rhältni s zu den als existenzsichernd betrachteten Mitteln: dazu 
N. II ff. 
33 Vgl. etwa§ 14 SHG. 34 WOLFFERS, S. 124; vgl. auch AMSTUTZ, S. 163 ff. 35 ~ Eine so lche li egt etwa laut § I 0 Abs. 2 SHV vor. wenn sich j emand im praktischen Leben oder im see-
36 tisch-geistigen Bereich ni cht zu rechtfindet. 
Persönliche Hilfe wird von speziali sierten Beratungs- und Betreuungsstellen erbracht; vgl. z.B. §§ 12 f. 
SHG. 37 Vgl. dazu N. I Anm. 3. 38 
39 AMSTUTZ, S. 256 ff.; BIGLER-EGGENBERGER, St. Galler Kommentar, Art. 12 Rz. 24; THO v, Art. 86 N. 10. SKüS-Richtlinien, A 3- 2; AMSTUTZ, S. 163. 40 Vgl. § 15 SHG ; G YS IN, S. 110, 128 ff. ; J.~AG, Rz. 4314; WOLFFERS, S. 134 ff. 41 SKüS-Richtlinien, A 3- 1; TsCH UDI, S. 130 f. 42 Vgl. auch Prot. K4 vorn 28. März 2002, S. 23 7. 43 
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allgemein üblichen Lebenshaltungsniveau angepasste Sicherung44 . Dass auch 
der überwiegenden Mehrheit im Verfassungsrat daran gelegen war, jede soziale 
Ausgrenzung zu vermeiden, ergibt sich aus den Voten gegen den Antrag, Sozial-
hilfeleistungen vorwiegend in Form von Sach- und Dienstleistungen erbringen 
zu lassen45 . 
Neben einer materiellen Grundausstattung (persönliche Gegenstände, Mobiliar 13 
etc.) gehören die Wohnkosten46, die medizinische Grundversorgung47 sowie der 
Grundbedarf für den übrigen Lebensunterhalt zum Existenzminimum48. Das so-
ziale Existenzminimum umfasst dabei - dem Integrationsziel entsprechend -
auch Leistungen, die den Betroffenen in bescheidenem Umfang gesellschaft-
liche und kulturelle Kontakte ermöglichen, sowie gewisse situationsbedingte 
Leistungen. 
Massstäbe für die Bemessung der materiellen Sozialhilfeleistungen stellen etwa 14 
die SKüS-Richtlinien auf, die jedoch nur dann direkt angewendet werden, wenn 
die kantonale Gesetzgebung dies vorsieht49 . Zudem sind diese Richtlinien nicht 
in allen denkbaren Notlagen anwendbar50. 
3.4. Aufgabenerfüllung 
Kanton und Gemeinden haben für die in Abs. 1 umschriebene Hi lfe zu sorgen51 . 15 
Damit steht es dem Gemeinwesen frei, die entsprechende Hilfe entweder selbst 
anzubieten oder die Aufgabe an eine öffentlichrechtliche, eine gemischtwirt-
schaftliche oder eine privatrechtliche Körperschaft mit Leistungsauftrag, Glo-
balbudget und Qualitätssicherung zu delegieren52. Die Zusammenarbeit mit 
Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege hat im Bereich der Sozialhilfe eine 
44 Gvs1N, S. 128; WoLFFERS, S. 135 f. 
45 Dazu N. 3; vgl. Prot. Plenum, S . 1495 ff. Im ge ltenden Recht gilt das Prinz ip, dass wi rtschaftli che Hi lfe 
grundsätzlich in der Form von Bargeld ausgerichtet w ird (§ 16 Abs. I SHG). . 
46 In Abs. 1 wird led ig li ch ein «Obdach» erwähnt. Damit ist nach gängigem Sprachgebrauch wemger ge-
meint als eine Wohnung. Ein Obdach kann auch eine Notunterkunft in einer Baracke sein (vgl. BoLz, 
Art. 29 N. 7) . Entsprechend den Z ielen der Sozialhilfe dürfte eine so lche Unterbringung indes nur fi.ir 
Überaanaslösunaen angemessen sein Nicht unterschritten werden darf der Standard, der in Art. 12 BV 
an ei~ m;nschen':,ürdiges Obdach ge~tellt wird; eingehend dazu AMSTUTZ, S. 212 ff. . 
47 Dieser wird in de r Regel durch die Übernahme der Prämien und Selbstbehal te ftir die obligatansehe Kran-
kenversicherung sowie die zusätzliche Vergütung von elementaren zahnärztlichen Le istungen gewährleis-
tet (vgl. SKüS-Richtlin ien, B 4 - 1 ff.) . Zum Anspruch im Rahmen von Art . 12 BV AMSTUTZ, S. 236 ff. ; 
GÄC HTER, Solidarität, S. 478 ff. ; G vsJN, S. 234 f. 
48 Gvs1N, S. 230 ff. ; Übers icht in SKüS-Richtlinien, A 6- 3. 
49 V gl. § I 7 SH V 50 Die Unterstützungsbudgets gelten fiir längerfri stig unterstütze Personen, die in Privathaushaltungen leben 
und f:ihig sind, den damit verbundenen Verpflichtungen nachzukommen. Vorbehalten ble1ben kurzfnsllge 
UnterstützunO'en mit Überbrückungscharakte r (SKüS-Richtlinien, A 6- 2) . 
51 ach geltend~m Recht wird die Sozialhilfe grw1dsätzlich von den Gemeinden getragen, wobei ihnen der 
Kanton ihre beitragspflichtigen Au gaben bis zur Hälfte ersetzt (§ I und § 45 SHG). 
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lange Tradition53, mit der nicht gebrochen werden soll54 . Zumindest im Rahmen 
von Art. 12 BV bleibt letztlich aber stets das Gemeinwesen Garant für die ent-
sprechenden Leistungen 55 . 
16 Misst man das geltende Zürcher Sozialhilferecht an den in Abs. 1 formulierten 
Anforderungen, so vermag es diesen zu genügen. 
4. Wiedereingliederung Erwerbsloser (Abs. 2) 
4.1. Verhältnis zu Arbeitslosen- und Invalidenversicherung 
17 Die Wiedereingliederung Erwerbsloser bildet ein gemeinsames Ziel der Arbeits-
losenversicherung, der Invalidenversicherung und der Sozialhilfe56 . Da für die 
Leistungen der Bundessozialversicherungen spezifische Anforderungen erfüllt 
sein müssen57, kann es vorkommen, dass Eingliederungsbedürftige keine Ein-
gliederungsleistungen von diesen erhalten. In diesen Fällen ist die kantonale 
Sozialhilfe gefordert, mit geeigneten Massnahmen die Eingliederung dennoch 
zu gewährleisten. Der Kreis der Personen, die mit kantonalen Massnahmen ein-
gegliedert werden sollen, ist komplementär (d. h. subsidiär) zum Kreis der Per-
sonen, die entsprechende Leistungen der Sozialversicherungen beanspruchen 
können58 . 
18 Während die Integrationsleistungen im Arbeitslosen- und Invalidenversiche-
rungsrecht ausdrücklich vorgesehen sind, fehlt es in den Kantonen häufig an 
entsprechenden Grundlagen flir flächendeckende Eingliederungsleistungen ftir 
Sozialhilfebedürftige59 • Gerade im Hinblick auf die Veränderungen der letzten 
Jahre (v.a. die stark steigende Zahl der von der Sozialhilfe unterstützten Per-
sonen) wurden die Eingliederungsaufgaben der Sozialhilfe in den Vordergrund 
gerückt60 • Durch wirkungsvolle Angebote zur Wiedereingliederung, die mit ent-
sprechenden Anreizen für die Bedürftigen gekoppelt werden, soll die Integra-
tion verbessert werden. Im Verfassungstext werden diese Entwicklungen auf-
gegriffen. 
53 WoLFFERs, S. 63 ff. 
54 Vgl. § 7 Abs. 3, § 13 lit. c und § 46 SHG. 
55 Zum Beispiel W A LDMANN, S. 359. 
56 Vg l. SKüS-Richtlinien. A 2- 2. 
57 Vgl. zu den Leistungsvoraussetzungen für arbe itsmarktliehe Massnahmen LEU, S. 37 ff.; vgl. auch 
Art. 8 ff. IVG. 
58 Dies wurde im Verfassungsrat ge legentlich verkamll (vgl. Prot. Plemm1. S. 1496. 1296 [43. itzung]l. 
jedoch geklärt (Prot. Plenum, S. 2300 [43. Sitzung]). 
59 Vgl. aber immerhin das Kapitel D der KOS-Richtlinien. 
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Angesprochen werden in Abs . 2 nur Massnahmen ft.ir Personen, deren ganze 19 
oder teilweise Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess möglich erscheint. 
Die Gruppe dieser Personen ist zwar nicht klein (z.B. ausgesteuerte Arbeitslose, 
Teilinvalide, die flir ihre verbleibende Erwerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt 
keine Stelle finden, etc.), darf aber auch nicht überschätzt werden61 . 
4.2. Umsetzung 
Zur Umsetzung der in Abs. 2 formulierten Zielsetzungen ist einerseits eine 20 
Grundlage für ein flächendeckendes Angebot von beruflichen Umschulungs-
und Weiterbildungsmassnahmen zu schaffen, das dem Wiedereingliederungs-
ziel wirkungsvoll dient. Zudem sind die Massnahmen der kantonalen und kom-
munalen Amtsstellen sinnvoll mit den vom Bundessozialversicherungsrecht 
gewährleisteten Eingliederungsleistungen zu koordinieren62 ; dies nicht zuletzt 
im Interesse einer wirkungsvollen und wirtschaftlichen Erfüllung der öffent-
lichen Aufgaben (Art. 95 Abs. 2). 
In den Änderungen des Sozialhilfegesetzes vom 19. März 2007 sind entspre- 2 1 
chende Anpassungen vorgesehen63 : Die Förderung der Eingliederung wird aus-
drücklich im Gesetz konkretisiert64 . Zudem sollen die Gemeinden von Sozialhil-
feempfangern Gegenleistungen zur Sozialhilfe verlangen können, die nach 
Möglichkeit der Integration der Hilfeempfänger in die Gesellschaft dienen65 . 
Weiter wird die Zusammenarbeit der Sozialhilfeorgane mit anderen Institutio-
nen, die Integrationsleistungen anbieten, vorgeschrieben (Interinstitutionelle 
Zusammenarbeit)66 . Die bislang - auf kantonaler Seite67 - eher informell ge-
pflegte Interinstitutionelle Zusammenarbeit wird damit gesetzlich verankert, 
was zu begrüssen ist68 . 
61 Vgl. Handbuch II Z, Ziff. 4.1. 
62 Zum Beisp iel LEU, S. 219 ff. 
63 ABI 2007, S. 447 ff. 
64 § 3a SHG (Fassung vom 19. März 2007). . 
65 § 3b SHG (Fassung vom 19. März 2007). Vgl. zu den verfassungsrechtlichen Schranken solcher Gegen lels-
tungspflichten: PÄRLI . Modelle, S. 49 ff. 
66 § 3c SHG (Fassung vom 19. März 2007). 
67 Entsprechende ormen bestehen jedoch bereits im Bundes recht. Vgl. dazu Art. 85f AVIG, Art. 68b" IVG 
und Art. 35 des Bundesgesetzes über die Arbei tsvermittlung und den Personal verleih vom 6. Oktober 
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5. Förderung der Hilfe zur Selbsthilfe (Abs. 3) 
Selbsthilfe sowie Hilfe zur Selbsthilfe sind Ausprägungen des Subsidiaritäts-
gedankens. Bereits im Grundlagenteil der Verfassung (Art. 5 Abs. 2 Satz 2) 
werden Kanton und Gemeinden verpflichtet, die Hilfe zur Selbsthilfe zu för-
dern. Auch wenn man bezweife ln kann, dass Art. 5 Abs. 2 Satz 2 eine über Art. 5 
Abs. 1 hinausgehende Bedeutung zukommt69 , bringt das Konzept der Hilfe zur 
Selbsthilfe einen Gedanken zum Ausdruck, der bereits in der alten Kantonsver-
fassung verankert war70 und sich auch im Sozialhilferecht findet 71 . 
Abs. 3 konkretisiert dieses allgemeine Gebot in Bezug auf die Bekämpfung 
von sozialer Not und Armut72 . Im Rahmen des Sozialhilferechts verpflichtet der 
Grundsatz der Selbsthilfe die hil fesuchende Person, alles Zurnutbare zu unter-
nehmen, um eine Notlage aus eigenen Kräften abzuwenden oder zu beheben73. 
Aus der Formulierung von Abs. 3 wird indes deutlich, dass nicht nur diese indi-
viduelle Hilfe zur Selbsthilfe zu fördern ist74• Vielmehr sollen Kanton und Ge-
meinden private Vereinigungen oder Organisationen unterstützen, die in grös-
serem Rahmen - beispielsweise durch das Angebot von Hilfsnetzwerken, von 
sozialer Beratung oder von konkreter Hilfe im Einzelfall- die kollektive Selbst-
hilfe tragen . Der Grundgedanke von Abs . 3 liegt damit näher bei Art. 23 aKV, 
der dem Staat die Förderung des «auf Selbsthilfe beruhenden Genossenschafts-
wesens» auftrug, als beim sozialhilferechtlichen Grundsatz der Selbsthilfe. 
Zudem ist Abs. 3 vom Präventionsgedanken geprägt, der den Aufgabenkatalog 
der Verfassung durchziehC5: Durch die Bekämpfung von sozialer Not und Armut 
soll die Ursache der Sozialhilfebedürft igkeit im Sinn von Abs. 1 beseitigt wer-
den, was fiir die Kantonseinwohnerinnen und Kantonseinwohner ebenso vorteil-
haft ist wie fiir den öffentlichen Finanzhaushalt Von diesem Gedanken ist auch 
der neu formulierte § I Abs. 2 SHG durchdrungen, der eine genügende gesetz-
liche Grundlage fii r präventiveMassnahmen bildet, die über den Einzelfall hin-
ausgehen76. 
69 So A. MüLLER, Art. 5 N. 18. 70 Art. 23 aKV Vgl. zur Gesch ichte dieser Bestimmung und ihrer damal s sehr weit gehenden Interpretation: 
KöLZ, S. 59 ff. 
71 § 3 Abs. 2 SHG; vgl. auch WüLFFERS, S. 7 1 f.; SKüS-Richtli nien , A 1- 1, A 4- 2, D 2- 3. Skeptisch zum 
Selbsthilfeprinzip, das in Widerspruch zu m Finalitätsprinzip geraten könnte: CouLLERY, S. 78. 
72 Vgl. zum Konzept von Prinzip und Konkretisierung A. MüLLER, Art. 5 N. 3. 
73 WoLFFER S, S. 71; SKüS-Richtlinien, A 4- 2. 
74 «Soz iale» Not und Annut sind Probleme, die sich auf die gesamte Gese ll schaft oder eine Vi elzahl , ·on 
Betroffenen beziehen. 
75 Vgl. etwa Art. 112 lit. a und b (dazu Art. 112 N. 7 f., II) oder Art. 113 A bs. 2. Vgl. auch Prot. Plenum, 
S. 1495, 1498 f. , 2299 ff. , 269 1. 76 ABI 2007, S. 447. Der regierungsrätlichen Weisung zur neuen Bestimmung lässt sich entnehmen. da-,, 
entsprechende Präventionsmassnahmen im Arbeits-, Schul-, Wohn - und Freizeitbere ich angesiedelt '~m 
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Art. 112* 
Kanton und Gemeinden fördern in Zusammenarbeit mit Privaten: 
a) die Familie als Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern; 
b) den Schutz der Kinder und Jugendlichen und ihre Integration in die Gesell-
schaft; 
c) die Lebensqualität der Menschen im Alter. 
Materialien 
Art. 123 und 124 VE; Prot. Plenum, S. 169, 1509 ff., 2294 ff. (43. Sitzung), 2309 ff. (43 . Sit-
zung), 2694 ff. 
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Stadt Zürich (Hrsg.), Jetzt reicht es, Leben mit Zusatzleistungen zur AHV/IV in der Stadt Zürich, 
Zürich 2005 , S. 94 ff.; MADER LUZIUS, St. Galler Kommentar, Art. I I 6; MAHON PASCA L, Art. 11 , 
4 I, 67, 11 6, in: Aubert/Mahon; PFIFFNER RAuB ER BRIGITTE, Soziale Sicherheit im Kanton Zürich , 
in: Materia lien zur Zürcher Verfassungsreform, Bd. 6, S. 49 ff.; REuSSER RuTHILüsCHER KuRT, 
St.Galler Kommentar, Art. 11 ; RHrNow, Rz. 12 17 ff.; RH rNow RENE, Wirtschafts-, Sozial- und Ar-
beitsverfassung, in: Ulrich Zimmerli (Hrsg.), Die neue Bundesverfassung, Bern 2000, S. I 57 ff. 
(Sozialverfassung); SCHMID GERHARo/ScHOTT MARK US, St.Galler Kommentar, Art. 67; SCHWA B 
DIETER, Selbstbestimmung im Alter, ZBJV 142/2006, S. 561 ff. ; SoBOTICH YIVIANE, Chancen-
gleichheit als tragendes Prinzip, in: Materialien zur Zürcher Verfassungsreform, Bd. 9, S. 31 ff.; 
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Der thematische Zusammenhang zwischen Familie, Jugend und Alter besteht -
wie sich aus verschiedenen Voten im Verfassungsrat ergibt1 - in einer Art gesell-
schaftspo1itischem Dreisäulenprinzip oder einem Generationenvertrag zwischen 
drei bedeutenden gesellschaftlichen Segmenten: den Familien, den Kindern und 
Jugendlichen sowie den älteren Menschen. Die angemessene Berücksichtigung 
und Unterstützung dieser Gruppen soll auch zur Vermeidung von Generationen-
konflikten beitragen2. 
2 Zwischen Art. 112 und den Sozialzielen in Art. 19 Abs. I und 2 besteht em 
enger inhaltlicher Zusammenhang. In der Form der Aufgabennormen sollen die 
«Verheissungen»3 der Sozialziele konkreter sichtbar gemacht und verbindlich 
Prot. Plenum. S. 2697 f.. 2304 ff., 2307 f., 231 1 f. (43 . Si tzung). 
Prot. Plenum, S. 2698 . 
RHJ NOW, Sozialverfassung, S. 17 1 ff., zu den Sozialzielen und den anderen programmatischen 1\:or . ,m._.'c:..:.n _ ____ _ 
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angegangen werden4 . Die Aufgabenumschreibung geht jedoch beim Schutz der 
Familie5 sowie beim Schutz der Kinder und Jugendlichen6 inhaltlich nicht über 
die völker-und bundesrechtlichen Vorgaben hinaus. In diesen Bereichen dient die 
Norm in erster Linie der Setzung eines sozialpolitischen Akzents. Konkretisie-
rende und damit eigenständige Bedeutung kommt hingegen den Aussagen zur In-
tegration von Kindern und Jugendlichen sowie zur Lebensqualität der Menschen 
im Alter zu. 
1.2. Entstehungsgeschichte 
Im Entwurf der Kommission 4 waren bereits die Familienforderung sowie der 3 
Integrationsauftrag fiir Kinder und Jugendliche enthalten. Zusätzlich sah der 
Entwurf vor, dass der Kanton für eine bedarfsgerechte regionale Jugend- und 
Familienhilfe sowie fiir eine Mutterschaftsversicherung7 sorgen müsse8 . Wäh-
rend sich die beiden zuletzt genannten Aufgabennormen im definitiven Ver-
fassungstextnicht mehr finden9, wurde - in der 1. Gesamtlesung - dasThema 
Alter gesondert aufgegriffen 10• Aufgrund eines Antrags der FDP-Fraktion 
fand die Formulierung, die sich heute in lit. c findet und sich am Entwurf zur 
basel-städtischen Verfassung orientierte 11 , zunächst als eigenständiger Artikel 12 
Eingang in den Verfassungstext13 • lm Hinblick auf die Gesamtkonzeption von 
Art. 112 14 wurden die Artikel für die 2. Gesamtlesung in einer einzigen Norm 
zusammengefasst 15 • 
4 Vgl. Prot. Plenum, S. 1520 f. 
Art. 14, 41 Abs. I lit. c und Art. 11 6 BV, wobei die le tztgenannte Norm nur den Bund bindet. 
Art. 8 Abs. 2, II , 41 Abs. I lit. f und g, Art. 67 BV; Art. 24 UNO-Pakt II ; UN-KRK. Vg l. zum Ganzen 
auch ßJ AGG INI, S. 50 ff.; RHI NOIV, Rz. 121 7 ff. 
Vgl. auch Art. 19 N. 16. 
Prot. Plenum, S. 1509 . 
9 Die Bestimmung zur Mutterschaftsversicherung wurde, nachdem sie im Plenum e ine Mehrheit gefun-
den hane (Prot. Plenum , S. 1521 ). von der Sachkommission gestrichen (Prot. K4 vom 5. Februar 2004, 
S. 337). Der eigenständige Absatz zur Jugend- und Familienhilfe entfiel im Rahmen der Zusammenlegung 
von Art. 123 und 123 VE, was nach dem ausdrückli chen Willen der Kommiss ion 4 jedoch keine materi -
e lle Änderung bedeute (Prot. K4 vom 5. Februa r 2004, S. 33 7). 
10 Im Entw urf der Kommission 4 wurde auf die besondere Problemati k des Alters immerhin im Zusammen-
hang mit der Sozialhi lfe eingegangen, siehe Vorlage K4 vom 5. September 2002, S. II. 
11 Prot. Plenum, S. 2306 (4 3. Si tzung); vgl. d ie defi nitive Fassung in § 14lit. c KV BS. 
12 Art. 123 VE. 
13 Prot. Plenum, S. 2294 ff. (-13. Sitzung). 
14 Dazu . I f. 
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4 Mit einer Aufgabennorm zu den Themenbereichen Familie, Jugend und Alter 
setzt die Zürcher Verfassung ähnliche Schwerpunkte, wie sie auch in anderen 
neueren Kantonsverfassungen anzutreffen sind16. 
1.3. Erfüllungsintensität 
5 Mit der Formulierung «fordern» werden die Aufgaben bezeichnet, die der Staat 
unterstützen soll, indem er Körperschaften einmalige oder wiederkehrende Bei-
träge unter absichernden Bedingungen ausrichtet17. Abweichend von diesem ter-
minologischen Konzept wird im Ingress ausd1ücklich auf die Zusammenarbeit 
mit Privaten eingegangen, womit auf zahlreiche Vernehmlassungseingaben pri-
vater Organ isationen Rücksicht genommen wird 18. Es soll verdeutlicht werden, 
dass keine Abkehr vom häufig praktizierten Modell der staatlichen Unterstüt-
zung privater Initiativen beabsichtigt ist19 und die privaten Organisationen auch 
weiterhin eine bedeutende Rolle in den Aufgabenbereichen von Art. 112 spielen 
werden. 
6 
2. Familie als Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern 
(lit. a) 
2.1. Familienbegriff 
Bewusst wird im Verfassungstext der «offenere»2° Familienbegriff verwendet, 
der sich auch in Art. 41 Abs. 1 lit. c BV21 findet. Die Familie wird nicht mehr 
(nur) als Kernfamil ie von Eltern und minderjährigen Kindern verstanden, wo-
durch auch andere Formen familiären Zusammenlebens in den Anwendungs-
bereich von lit. a fallen . Von konservativen Kräften im Verfassungsrat wurde die 
Bestimmung denn auch deshalb bekämpft, weil sie ein Familienbild zu verfes-
tigen drohe, das nicht schützenswert sei22 . Zu beachten ist indes, dass nach dem 
klaren Wortlaut von lit. a die Familie «als Gemeinschaft von Erwachsenen und 
Kindern» geschützt wi rd, d.h., der Familienbegriff wird eigentl ich nicht geöff-
net, sondern auf die zentrale Beziehung zwischen Erwachsenen und Kindern, 
16 
Vgl. Prot. P lenum, S. 1510, insbesondere mit Hinweis auf Art. 41 KV AR,§ 107 KV BL und Art. r 
A bs. I KV GR; vgl. auch die beispielhaft klaren Familien- und Jugendschutzbestimmungen in Art. 59 ff. 
KV FR. 17 SoBOTICH, Vorb. zu Art. 95- 121 N. 12. 18 Prot. Plenum, S. 2695. 19 
Vgl. auch Art. 5 A bs. 2 KV; ferner etwa § 3 Satz 2 und § 28 Jugend hil fegesetz. 20 
Prot. Plenum, S. 2697. So etwa auch im Kanton G raubünden, siehe T HöNY, Art. 88 N. 8. 21 
Zudem li egt auch Art. 11 6 BV dieser Familienbeg riff zugrunde: MADER. St. Galler Kommentar. An. l lo 
Rz. 4. ; MAHON, Art. 11 6 . 8 . 
22 s· Phu rli p . .. rPr h P n rla.., \ f. t.o. .... A n .- r .... .. - ·~-=- -l- .. ' 1 T"" 1 • 
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in der Regel also zwischen einem oder beiden Elternteilen und den minderjäh-
rigen23 Kindern, reduziert24 . Damit rückt der Schutz der Kinder in den Vorder-
grund, nicht der Schutz einer «traditionellen» oder einer anderen Familienform. 
Es soll nicht eine bestimmte Famil ienform geschützt, sondern die Schlechterbe-
handlung der einen oder anderen Familienform verhindert werden, soweit eine 
solche zu Lasten der Kinder geht25 . 
Für die Entwicklung der Kinder ist es von zentraler Bedeutung, aufverlässliche 7 
erwachsene Bezugspersonen zählen zu können26. Es übersteigt zwar die Mög-
lichkeiten des Staates, fur positive menschliche Beziehungen innerhalb des pri-
vaten Familien lebens zu sorgen, was von der Gegnerschaft dieser Bestimmung 
zu Recht vorgebracht wurde27 • Gleichwohl kann es als Aufgabe des Staates 
begriffen werden, die für die Entwicklung der Kinder zentralen menschlichen 
Beziehungen präventiv von gewissen Problemen (z.B. Finanz- oder Betreuungs-
problemen) zu entlasten oder vor Gefahren (Überforderung der Eltern, Bera-
tung in familiären Krisenfallen) zu schützen28. Im Verfassungsrat wurde denn 
auch nachdrücklich auf das bereits heute dichte Netz präventiver Hilfsangebote 
hingewiesen, das letztlich dem Schutz der Gemeinschaft von Erwachsenen und 
Kindern dient29 . 
2.2. Auswirkungen 
Der Familienschutz ist auf Bundesebene in jüngster Zeit verfestigt worden30. 8 
Seit den Debatten im Verfassungsrat wurde eine Mutterschaftsversicherung 
geschaffen31 und ein Familienzulagengesetz angenommen32, das Mindestzula-
gen vorsieht, die über dem gegenwärtigen Zürcher Standard liegen. Auch in 
anderen Bereichen, etwa bei den Prämienentlastungen für Kinder in der sozialen 
Krankenpflegeversicherung33, sind deutliche Tendenzen des Familienschutzes 
23 Da von Erwachsenen und Ki ndern die Rede ist, dürften im Rahmen von lit. a die mindetjährigen Kinder 
angesprochen se in. 24 Der Schutz oder di e Förderung bestimmter Formen des Zusammenl ebens, di e keinen Bezug zu Kindern 
haben , wird durch andere Verfassungsnormen gewährl eistet. Vg l. etwa Art. I I Abs. I und Art. 13. 25 Vgl. CARIGIET, S. 198 . 26 Prot. Plenum, S. 151 8 f. 27 Prot. Plenum, S. 2310 (4 3. Sitzung) . 
28 Vgl. Prot. Plenum, S . 23 12 (43. Sitzung) . 29 Prot. Plenum. S . 1513 ff. , 151 9 f.; vg l. auch die Bestandesaufnahme bei Bt NDER!KüBLERif uRRERIBtERII 
HELBLING/MAGGI, S. 15 ff. 
30 Siehe zu den Tendenzen FAM ILIEN ß ERICHT 2004, S. I 08 ff. 31 Art. 16b ff. des Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz für Dienstl eistende und bei Mutterschaft vom 
25. September 1952 (EOG; SR 834 . 1 ), in Kraft seit I . Juli 2005 . 
32 Bundesgesetz über die Familienzulagen (FamZG; 881 2006, S. 3515 ff., SR 836.2), deutlich angenom-
men in der Referendumsabstimmung vom 26. November 2006, vorauss ichtli ch in Kraft ab I. Januar 
2009. 
33 Zum Beispiel Art . 65 Abs . I b" des Krankenversicherungsgesetzes vom 18. März 1994 (K VG; 
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erkennbar34 . Gleichwohl verbleibt dem Kanton ein erheblicher Gestaltungsspie l-
raum, den er zum Schutz der Familien ausschöpfen kann35 . Auswirkungen 
könnte lit. a einerseits im Zusammenhang mit der Ausgestaltung von Schul-
strukturen und den Entlastungen ftir Familien im Steuersystem haben36. Vor 
allem aber sollte die kantonale Politik- ähnlich wie die Bundespolitik der letz-
ten Jahre - zu einer aktiven Familienpolitik übergehen und geplante Erlasse 
einer «Fami lienverträgl ichkeitsprüfung» unterziehen37. Von besonderer Bedeu-
tung dürften auch weiterhin die verschiedenen Beratungsangebote sein, die den 
präventiven Schutz der Familie gewährleisten38 . 
3. Schutz und Integration von Kindern und Jugendlichen 
(lit. b) 
3.1. Schutz von Kindern und Jugendlichen 
9 Nicht zuletzt durch die Ratifikation der UNO-Kinderrechtskonvention besteht 
heute auf allen staatlichen Handlungsebenen eine erhöhte Sensibilität für die 
spezifischen Anliegen von Kindern und Jugendlichen39 . Die zentrale Bedeutung 
der Kindheit als eigenständige Lebensphase, die für die Entfaltung der Persön-
lichkeit von grosser Tragweite ist, steht heute ausser Zweifel40 . Mit einem deut-
lichen Schutzauftrag für Kinder und Jugendliche sollte die Wichtigkeit diese 
Anliegens unterstrichen werden41 . Es ist zudem ein zentrales Postulat der Chan-
cengleichheit, dass allen Kindern, unabhängig von Geschlecht und Herkunft, 
vergleichbare Entfaltungsmöglichkeiten eröffnet werden sollen42 . 
10 Terminologisch orientiert sich lit. b an Art. 11 Abs. I BV43 . Im Rahmen von 
Art. 11 Abs. I BV sind als Kinder und Jugendliche Mindetjährige im Sinn von 
Art. 14 ZGB zu verstehen, d.h. Kinder im Sinn des Kindesrechts des ZGB, die 
das 18. Altersjahr noch nicht vollendet haben44 . Es ist nicht erkennbar, dass dem 
Begriff im Verfassungsrat eine andere Bedeutung beigemessen wurde. Der Dop-
34 Vg l. zum noch we iter gehenden famil ienpoli tischen Dreisäulenmodell (Basissicherung, Ergänzungsleis· 
tungen, lnfi·astruktur fiir bessere Vereinbarkeil von Berufund Familie) BAUER/STRUB STUTZ. S. 209 IT. 
JS Vgl. FAMILIENBERICHT 2004, S. 140 ff.; THöNY, Art. 88 . 14 ff. 
36 
37 
Vgl. Prot. Plenum, S. 15 13 ; fe rner EtCHENBERGER, § 38 N. I. 
Prot. Plenum, S. 1513 , 15 19 f. 
38 Prot. Plenum, S. 151 9 f. 
39 Vgl. auch Art. 24 UNO-Pakt II. 
40 V gl. etwa REussERILüSCHER , St.Galler Kommentar, Art. I I Rz. 6. 
41 Prot. Plenum. S. 23 12 ff. (43. Sitzung); vgl. auch Art. 19, 24,27 UN-KRK. 
~~ CARIGIET. S. 197: REt:SSERlLCSCHER. St.Galler Kommentar. Art. II Rz. 6: SoBOTICH, S. -+5. 
43 Siehe auch dieselbe Terminologie in Art. 41 Abs. I lit. g BV sowie in § I Jugendhilfegesetz. 
-----------------
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petbegriff bringt indes zum Ausdruck, dass der Schutz der Kinder und Jugend-
lichen altersadäquat zu gewährleisten ist. 
Es lässt sich nicht abschliessend aufzählen, welche Schutzmassnahmen im Rah- II 
men von lit. b zu ergreifen sind45, da Jugendschutz als ausgeprägte Querschnitts-
aufgabe zu verstehen ist46• In erster Linie ist an sämtliche Schutzvorkehrungen 
zu denken, die der speziellen Verletzlichkeit der sich entwickelnden Kinder und 
Jugendlichen angepasst sind47 . Das Spektrum möglicher Massnahmen reicht 
von Beratungsangeboten über spezielle Massnahmen zum Schutz von Kindern 
gegen Gewalt und sexuelle Übergriffe bis hin zu optimierten Betreuungsstruktu-
ren für Kinder berufstätiger Eltern4~. Auch die wirtschaftlichen Beihilfen49 , die 
in der Form von Familienzulagen50, Sicherung und Bevorschussung von Unter-
haltsansprüchen51 oder Beiträgen für die Kleinkinderbetreuung52 gewährt wer-
den, dienen letztlich dem Schutz der Entwicklung der Kinder. 
3.2. Integration von Kindern und Jugendlichen 
Die Integration von Kindern und Jugendlichen in die Gesellschaft scheint auf 12 
den ersten Blick in einem engen Zusammenhang mit Art. 11 4 zu stehen, was 
für die Integration ausländischer Kinder und Jugendlicher (auch) zutreffend ist. 
Anzustreben ist indes die Integration sämtlicher Kinder und Jugendlicher, und 
zwar im sozialen, kulturellen und politischen Bereich (Art. 41 Abs. 1 lit. g BV). 
Der Schutzauftrag des ersten Satzteils von lit. b wird um eine aktivierende Kom-
ponente erweitert: Da es für die Entwicklung der Persönlichkeit von Kindern 
und Jugendlichen von entscheidender Bedeutung ist, wie sie den Umgang mit 
der Gesellschaft erlernen und in welcher Weise sie Zugang zu gesellschaftlichen 
Strukturen finden , soll ihnen mit geeigneten Mitteln die Integration ermöglicht 
oder erleichtert werden53 . 
Der Integrationsgedanke unterstreicht damit den Gemeinschaftsbezug der men- 13 
schlichen Ex istenz, dient aber auch der Herstellung der Chancengleichheit fiir 
sämtliche Kinder und Jugendlichen, unabhängig von ihrer Herkunft oder sozi-
alen Stellung54 . Schliesslich ist das Integrationsziel im Zusammenhang mit dem 
45 Vg l. zur parallelen Problematik der Kon kretisierung von Art. 41 Abs. I lit. g BV BJGLER-EGGL·NilERGER, 
St.Ga ller Kommentar, Art. 41 Rz. 82. Siehe auch BoLz. Art. 29 N. 10. 
46 Zum Beispiel Sctt~IID ScHon. St.Gal ler Kommentar. Art. 67 Rz. 4. 
47 Vgl. Prot. Plenum, S. 1514 f. 
48 Vgl. dazu auch Art. 19 Abs. 2 li t. b und Art. I 07 Abs. 2. 
49 Vgl. JAAG, Rz. 4330 ff.; PFtFFNER RAuBER, S. 52 ff. 
50 Dazu N. 8. 
51 §§ 19 Jf. Jugendhilfegesetz. 
52 §§ 26a ff. Jugendhilfegesetz. 
53 Vgl. BtGLER-EGG!oto.BERGER. St.Galler Kommentar. Art. 41 Rz. 76 : Dt.:BACH. Art. 14, S. 60: Prot. Plenum, 
54 ~ 
. 2697. Vgl. auch Art. 29, 31 -KRK. 
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Gedanken eines Gesellschaftsvertrags zu sehen, wie er von verschiedenen Ver-
fassungsratsmitgliedern zum Ausdruck gebracht wurde55 : Nur Menschen, die in 
einer positiven Beziehung zu ihrer gesellschaftlichen Umwelt leben, sind bereit, 
die Lasten des Generationenvertrags mitzutragen. 
4. Lebensqualität der Menschen im Alter (lit. c) 
4.1. Lebensqualität im Alter 
14 Der Antrag, der zum nun geltenden Wortlaut führte , wurde damit begründet, 
dass die Thematik des Alters vom Entwurfstext nicht befriedigend aufgegriffen 
worden war, während man für die Problematik der Familien, der Alleinerziehen-
den, der Jugendlichen und der Kinder angemessene Lösungen gefunden hatte56. 
Ein weiter gehender Antrag, der für die ältere Generation konkretere und umfas-
sendere staatliche Massnahmen vorgesehen hätte, fand keine Mehrheit57. 
15 Im Plenum wurde bemängelt, dass der Begriff der Lebensqualität zu offen 
gehalten sei, da nicht alle dasselbe darunter verstünden58. Durch eine zu offe-
ne Formulierung wiederum würde die Bestimmung ihre Steuerungskraft ein-
büssen59. Konturen gewinnt der Begriff indes, wenn man ihn im Zusammen-
hang mit Art. 19 Abs. 2 lit. c betrachtet: Lebensqualität bemisst sich demnach 
wesentlich nach dem Grad der Selbstbestimmung, die aufrechterhalten werden 
kann60. Neben hinreichenden Betreuungsstrukturen setzt diese Autonomie im 
Alter auch angemessene finanzielle Ressourcen voraus, die - in bescheidenem, 
aber entscheidendem Umfang - im Rahmen der Zusatzleistungen zu AHV- und 
IV-Renten gewährt werden61. Die Zusatzleistungen setzen sich aus den bun-
desrechtlich geordneten Ergänzungsleistungen62 und den kantonalen Beihilfen 
zusammen63 und werden allenfalls durch Gemeindezuschüsse64 ergänzt. 
55 Dazu N. I. 
56 Ygl. N. 3; Prot. Plenum, S. 2306, ferner S. 2297 (43. Sitzung). Siehe zu Art. 19 Abs. 2 lit. c GÄCIITL~t. 
Art. 19 . 19. 57 Prot. Plenum, S. 2294 f. , 2309 (43. Sitzung). 58 Prot. Plenum S. 2697. 59 Prot . Plenum, S. 2308 (43 . Sitzung), wo von einer << Placebo-Bestimmung» die Rede ist. 
60 Vgl. SCHWAS, S. 56 1 ff. 
61 § l Zusatzleistungsgesetz. Vgl. Prot. Plenum, S. 2305 (43. Sitzung); J AAG, Rz. 431 8; PFIFFNFR R ~LBIR. 
S. 56 ff. 
62 Siehe das Bundesgesetz vom 19. März 1965 über die Ergänzungs leistungen zur Alters-, Hinterlassenen-
und Inva lidenversicherung (ELG; SR 83 1.30). 
63 § 1 Zusatzleistungsgesetz; siehe BALMER, S. 80 ff. 
64 § 20 Zusatzleistungsgesetz. Details zur Ausgestaltung des Gemeindezuschusses in der tadt Zürich bet 
-----------------
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4.2. Wirkungen 
Mit der Nennung der Bevölkerungsgruppe der alten Menschen sollte ein Signal 16 
für den Generationenvertrag gesetzt werden65 . Dieses Signal ist auf der einen 
Seite als Bekenntnis gegen einen gezielten oder schleichenden Sozialabbau 
zu Lasten der älteren Generation zu verstehen; Kürzungen bei den Zusatzleis-
tungen, der Abbau von Pflege- und Beratungsangeboten sowie die Reduktion 
anderer Angebote für ältere Menschen würden diesem Ziel zuwiderlaufen. Auf 
der anderen Seite soll verdeutlicht werden, dass die Förderung von Familien und 
der Schutz von Kindern und Jugendlichen nicht zu Lasten der Lebensqualität 
der alten Menschen gehen darf. 
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Art. 113* 
Kanton und Gemeinden sorgen für eine aust·eichende und wirtschaftlich trag-
bne Gesundheitsversorgung. 
Sie fördern die Gesundheitsvorsorge. 
Materialien 
Art. 125 VE; Prot. Plenum, S. 155, 169, 1536 ff., 2314 f. (43. Sitzung), 2698 ff. 
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1. Einleitung 
1.1. Bedeutung des Gesundheitswesens 
Auch wenn die meisten Fragen, die im Brennpunkt des öffentlichen Interes-
ses stehen, bundesrechtlich geregelt sind (v.a. Krankenversicherung), haben die 
Kantone eine grosse Zahl eigenständiger Aufgaben im Bereich des Gesundheits-
wesens zu erfüllen. Sie spielen auch im Vollzug des Bundesrechts eine zentrale 
Rolle. Ein substanzieller Tei l der kantonalen Ausgaben fiiesst in das Gesund-
heitswesen 1• Zudem sind im kontinuierlich wachsenden Gesundheitssektor aus-
serordentlich viele, oft hoch qualifizierte Arbeitnehmende beschäftigt. Schliess-
lich ist es sozialpolitisch sehr bedeutsam, ob und in welchem Umfang ein Kanton 
in stationäre Infrastrukturen und andere Bereiche des Gesundheitswesens inves-
tiert, da Menschen mit geringerem finanziellem Spielraum auf die vom Kanton 
(mit)unterhaltenen Strukturen angewiesen sind. Kantonale Gesundheitspol itik 
Vgl. Prot. Plenum. S. 1537: Im Plenum wurde von rund 15 Prozent des kantona len Steueraufkommen' 
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ist damit zu einem wesentlichen Teil Sozialpolitik, weshalb auch die Sozialziele 
stets zu berücksichtigen sind2• 
1.2. Entstehung 
Im Hinblick auf die überragende soziale, wirtschaftl iche und politische Bedeu- 2 
tung des Gesundheitswesens war unbestritten, dass dieses im kantonalen Auf-
gabenkatalogaufscheinen sollte. Inhaltlich gab die Bestimmung im Verfassungs-
rat jedoch kaum zu Diskussionen Anlass3 • Der geltende Wortlaut entspricht im 
Wesentlichen dem Vorschlag der Kommission 44 • Das Verb «gewährleisten» im 
Abs. 1 wurde im Lauf der Beratungen jedoch zu «sorgen füm abgeschwächt5• 
Zudem ist nicht mehr für eine «für alle wirtschaftlich tragbare», sondern nur 
noch ftir eine «wirtschaftlich tragbare» Gesundheitsversorgung zu sorgen. Mit 
der letztgenannten Textanpassung sollte die Normaussage indes nicht verändert 
werden6 . Ebenso war mit dem Wechsel der Terminologie von «Prävention» zu 
«Gesundheitsvorsorge» in Abs . 2 keine inhaltliche Anpassung beabsichtige. 
Im Rahmen der Vorberatungen im Plenum befassten sich die meisten Votanten 3 
mit der ursprünglich als Abs. 3 vorgesehenen Bestimmung zur Sportförderung8. 
Mit seltener Geschlossenheit wurde die Bedeutung des Sports unterstrichen. Da 
Sport nicht nur als Unteraspekt des Gesundheitswesens verstanden werden dür-
fe, wurde der Absatz in eine eigenständige Bestimmung überführt (Art. 121 )9• 
Q 
Laut Art. 4 1 Abs. I lit. b BV haben sich Bund und Kantone dafür einzusetze n, dass jede Person die für 
ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält (siehe BIGLER-EGGEN ßERGER. St.Galler Kommentar, Art. 41 
Rz. 37 tf.). Vgi. auch EICHENBERGER, § 4 1 N. I. 
Vg l. Prot. Plenum, S. 1546. 
Vorlage K4 vom 5. September 2002 , S. 13. 
Prot. Plenum, S. 2688 f. ; dazu auch N. 13. Vg l. SosOTJCH, Vorb. zu Art . 95 - 12 1 N. 12. 
Begründet wurde di e sprachliche Straffung damit, dass die Kantonsverfassung immer <<ftir alle» gelte; 
Prot. K4 vom 22. Januar 2004, S. 333. Vgl. Prot. P lenum, S. 2699. 
Prot. RedK vom 7. März 2003, S. 286 f. 
Prot. Plenum, S. 1537 tf.: Vorlage K4 vom 5. September 2002, S. 13 . 
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2. Kompetenzen im Gesundheitswesen 
2.1. Bundeskompetenzen 
4 Der Bund verfUgt nur in einzelnen, praktisch j edoch sehr bedeutsamen Gebie-
ten des Gesundheitswesens über Gesetzgebungskompetenzen 10· 11. Zentral ist 
Art. 118 BV, der den Bund zur Gesetzgebung zum Umgang mit Lebensmitteln 
und Heilmitteln, Betäubungsmitteln, Organismen sowie Chemi kalien und Ge-
genständen, welche die Gesundheit gefahrden können, ermächtigt (Abs. 2lit. a). 
In derselben Bestimmung ist auch die Kompetenzgrundlage für die Bekämpfung 
übertragbarer, stark verbreiteter oder bösartiger Krankheiten von Menschen 
und Tieren (Abs. 2 lit. b) sowie den Schutz vor ionisierenden Strahlen enthal-
ten (Abs. 2 lit. c) . Art. 119 BV überträgt dem Bund die Gesetzgebungskompe-
tenz ftir die Fortpflanzungsmedizin und die Gentechnologie im Humanbereich, 
Art. 119a BV diejenige ftir die Transplantationsmedizin und Art. 120 BV dieje-
nige ftir Genteclmologie im Ausserhumanbereich. Der Bund hat die genannten 
Kompetenzen im Wesentlichen ausgeschöpft. Von grosser Bedeutung ist auch 
Art. 95 BV ( Privatwirtschaftliche Erwerbstätigkeit), auf die sich beispielsweise 
das Bundesgesetz über die univers itären Medizinalberufe stütztl 2 . 
5 Art . 117 Abs. I BV bestimmt, dass der Bund Vorschriften über die Kranken-
und Unfallversicherung zu erlassen hat . In beiden Bereichen hat der Bund seine 
Gesetzgebungskompetenz voll ausgeschöpft, wobei im Krankenversicherungs-
recht gewisse Vorbehalte kantonaler Regelungen (Prämienverbilligungen 13) ent-
halten sind. Zwischen dem kantonalen Gesundheitswesen und der bundesrecht-
lich geordneten Kranken- und Unfallversicherung besteht eine massgebliche 
Verflechtung: Das Mass der Versicherungsdeckung wirkt auf das von den Kan-
tonen angebotene Versorgungsniveau zurück, dieses wiederum beeinflusst den 
Aufwand der Sozialversicherungen 14 . Trotz dieser Verflechtung lässt sich grob 
unterscheiden , dass die Kantone die medizinische Versorgung auf ihrem Gebiet 
gewährleisten, der Bund dagegen die massgeblichen Versicherungssysteme ein-
richtet, die zu einem wesentlichen Tei l die Vergütung der erbrachten Leistungen 
übernehmen 15 • 
10 Es wird denn auch diskutiert, das Gesundheitswesen kohärenter zu ordnen, und zwar auf Bundesebene; 
siehe PoLEDNA , Neuregelung, S. 133 ff. 
11 Siehe die Übersichten über die Bundeskompetenzen im Bereich des Gesundheitswesens bei JAAG. 
Rz. 4201 f. ; KoCHER, S. 105 ff; PoLEDNA, Überblick, N. 27 ff. ; PoLED NAiBERG ER, S. II ff. ; SrRu\IO'IT. 
S.l 65ff. 
12 Bundesgesetz über die uni versitären Medizinalberufe vom 23 . Juni 2006 (Medizinalberu fegesetz. 
MedBG: BBI 2006. S. 5753 ff.). 
13 Art. 65 ff. KVG . 
14 Vgi. auch POLEDNA, Überblick, . 31. 
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Neben den bereits genannten Bundeskompetenzen sind auch alle weiteren Zu- 6 
ständigkeiten von Bedeutung, die dem Bund in gesundheitsrelevanten Soziai-
versicherungszweigen Regelungskompetenzen einräumen, so etwa die Art. 59 
Abs. 5, Art. 111- 1 13 und Art. I 16 Abs. 3 BV 
2.2. Kantonale Aufgaben 
2.2. 1. Vorgaben für die Kantone 
Art. 12 UNO-Pakt I verpflichtet den Staat, Massnahmen für die Verbesserung 7 
der Gesundheitsversorgung zu treffen. Soweit diese Massnahmen nicht bereits 
auf Bundesebene verwirklicht werden, sind die Kantone daftir zuständig 16. Wei-
ter sollen sich laut Art . 41 Abs. 1 li t. b BV Bund und Kantone daftir einsetzen 
dass alle Personen die ftir ihre Gesundheit notwendige Pflege erhalten . Ebenfall~ 
verpflichtend sind ftir die Kantone verschiedene Grundrechtsgehalte. Neben 
Art. 10 BV ist Art. 12 BV zu erwähnen, der den Staat verpflichtet, allen Men-
schen in der Schweiz in einer Notlage, die sie nicht selbst bewältigen können, 
Hi lfe und Betreuung zu gewährleisten. Dieser Anspruch umfasst nach einhel-
liger Lehre auch medizinische Massnahmen 17. 
2.2.2. Kantonaler Handlungsspielraum 
Die ärztliche Notversorgung ftir alle Personen, die dringend medizinische Hilfe 8 
benötigen, ist bereits im geltenden kantonalen Recht gewährleistet18• Die Pflicht, 
eine entsprechende Notversorgung sicherzustellen, könnte ftir den Kanton aber 
auch aus dem Bundesverfassungsrecht abgeleitet werden. Dies insbesondere aus 
einer Schutzpflicht, die auf Art. 10 BV (Recht auf Leben und körperliche und 
geistige Unversehrtheit) zurückgeftihrt werden kann 19, aus den Sozialzie len des 
Bundes (v.a. Art. 41 Abs. 1 lit. b BV)2° sowie aus Art. 12 BV, der in dieser Hin-
sicht al s Konkretisierung der aus Art. 10 BV fliessenden Schutzpflicht gelten 
kann"1• 
Über dieses Minimum hinaus besteht ein Gestaltungsspielraum der Kantone, 9 
welche Gegenstände sie in welcher Weise regeln wollen. Zu den Kernberei-
chen des kantonal geordneten Gesundheitswesens zählen die Errichtung oder 
16 Eingehend PFJFFNER RAU BER, S. 5 ff. , 12 ff., 69 ff. 
17 GM'HTER, S. 478 f. mit zahlreichen Hinweisen. 
18 ~ 12 Abs. 2 und 3 sowie § 4 1 Gesundheitsgesetz. Siehe künftig § 17 GesG. Vgl. POLEDNAI BERG ER, S. 16 f. 
19 
und S. 6 1 betreffend das in den Kantonen statuierte Recht auf Behandlung in Notfallen. 
Vg i. etwa MAHON, Art. 10 N. 12; PFIFFNER RAUBER, S. 15 ff. ; siehe auch B IGL~R-EGGENBERG ER, St.Galler 
Kommentar. Art. 41 Rz. 42 . 
:o Vgl. BIGLER-EGG[,ßERGER. St. Ga ller Kommentar, Art. 41 Rz. 37 ff., 42. 
::!1 ,...., ~ n ,. ., n 
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Bewilligung stationärer medizinischer Einrichtungen22 , die Regelung der Be-
rufszulassung für Berufe des Gesundheitswesens23 sowie die Normierung der 
Rechtsstellung von Patientinnen und Patienten, soweit dafür neben den bundes-
rechtlichen Regelungen des Privat- und Strafrechts Raum verbleibt24 . Ebenso 
obliegtes - mit Ausnahme internationaler Leichentransporte25 - den Kantonen, 
das Bestattungswesen zu ordnen26 . Insgesamt lässt sich feststellen, dass der kan-
tonale Handlungsspielraum im Gesundheitswesen in den letzten Jahren durch 
das Bundesrecht substanziell eingeengt worden ist 27 . 
3. Gesundheitsversorgung (Abs. 1) 
3.1. Ausreichende Gesundheitsversorgung 
1 o Unter dem Begriff Gesundheitsversorgung ist nicht nur die traditionelle ambu-
lante und stationäre Behandlung zu verstehen, sondern auch die spitalexterne und 
teilstationäre Behandlung, ebenso die Übergangspflege und die Rehabilitation28 . 
11 Ausreichend ist die Gesundheitsversorgung dann, wenn sie die medizinische 
Untersuchung und Behandlung aller Gesundheitsbeeinträchtigungen zu gewähr-
leisten vermag, die nach dem gegenwärtigen Stand der medizinischen Wissen-
schaft wirkungsvoll behandelt werden können29 . Damit genügt die beschriebene 
Notversorgung in dringenden Fällen30 den Anforderungen an eine ausreichende 
Gesundheitsversorgung nicht31 • Es muss zwar nicht für alle erdenklichen Thera-
piemöglichkeiten gesorgt werden32 , doch ist bei der Planung und Gesetzgebung 
22 Die kantonale Autonomie bei der Ausgestaltung der stationären Infrastrukturen wird jedoch durch die 
SpitalplanungspAicht im Rahmen des Krankenversicherungsrechts fakti sch erheblich eingeschränkt (z.B. 
EuusTER, N. 742 ff. ; MATrJG, S. I 08 ff. ). Siehe die in einigen Punkten skepttsche Stellungnahme zum 
Verständnis der stationären Versorgung als öffentliche Aufgabe von SPRUMONT, S. 175 ff. . 
23 Der kantona le Handlungsspiel raum wird mit lnkrafttreten des Medizinalberufegesetzes verk lemert wer-
den: den Kantonen wird im Wesentlichen die Regelungskompetenz für die Berufsausübung der mehl-
universitären Medizinalberufe sowie die unselbstständige Berufsausübung der universitär ausgeb tldeten 
Medizinalberufe verbleiben. Vgl. En"ER, Art. 2 N. II ff. , Art. 34 N. I. 
24 V gl. den Überblick über die entsprechende Gesetzgebung des Kantons Zürich bei JAAG, Rz. 42 1 I ff. 
25 Siehe das Internationale Abkommen über die Leichenbeförderung vom I 0. Februar 1973 (SR 0. 818.61 ), 
das entsprechende europäische Übereinkommen über die Leichenbeförderung vom 26. Oktober 1973 
(SR 0.8 18.62) sowie die bundesrätliche Verordnung über Transport und Beisetzung ansteckungsgefähr-
licher Leichen sowie Transport von Leichen vom und ins Ausland vom 17. Juni 1974 (SR 818.61 ). 
26 V gl. etwa JAAG, Rz. 4250 ff. 
27 KocHER, S. 109; SrRUMONT. S. 165. 
28 Vorlage K4 vom 5. September 2002, S. 13. 
29 Vgl. EtCHENBERGER. § 4 1 N. 3; MARTI, Art. 87, S. 263; Tt tO Y, Art. 87 N. II f. 
30 Dazu N. 8. 
31 Vol. BOLZ, Art. 30 N. 2: vgl. auch STEFFEN. S. 79 ff. 
32 B:reits das Krankenversicherungsrecht legt es den Kantonen nahe, die kosten intensiven stationären Infra-
-·- ____ , _ ____ " ~lonPn nnrl "" Knctpn 711 snaren: siehe Art. 39 Abs. I lit. d KVG und daz;uu ______ _ 
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sorgfaltig darauf zu achten, dass nicht besondere Patienten- oder Bevölkerungs-
gruppen durch die entsprechenden Entscheide benachteiligt werden. Ebenso 
stehen die hierarchisch übergeordneten Zielvorgaben kantonalen Sparbestre-
bungen allenfalls entgegen33 • Im gesamtschweizerischen Verhältnis wirkt zu-
dem das Krankenversicherungsrecht insofern egal is ierend, als für kostspielige 
medizinische Behandlungen, die im Kanton nicht angeboten werden, die aus-
serkantonale Behandlung von Versicherung und Kanton bezahlt werden muss34. 
Damit soll allen Krankenvers icherten ein vergleichbarer medizinischer Behand-
lungsstandard gewährleistet werden35 • 
3.2. Wirtschaftliche Tragbarkeit 
Aus der Entstehungsgeschichte36 und der Debatte im Verfassungsrat37 wird deut- 12 
lieh, dass die wirtschaftliche Tragbarkeit der Gesundheitsversorgung ftir alle ge-
währleistet sein muss, d.h. nicht nur einseitig ftir die öffentliche Hand oder nur 
für die Patientinnen und Patienten38 . Angesichts dieser mehrfachen Schutzrich-
tung ist das Kriterium der wirtschaftlichen Tragbarkeit wohl in erster Linie als 
politische Willensbekundung zu deuten, der Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen nicht tatenlos zuschauen zu wollen. Es bleibt aber in hohem Mass unbe-
stimmt39 und geht nur insofern über den in Art. 95 Abs . 2 statuierten Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerftillung hinaus, als die Wirtschaftl ichkeit 
nicht nur aus der Sicht des Staates, sondern auch aus der Sicht der Patientinnen 
und Patienten beurteilt werden muss. 
3.3. Verpflichtungsgrad und Zuständigkeit 
Kanton und Gemeinden haben für die ausreichende und wirtschaftlich tragbare 13 
Gesundheitsversorgung zu sorgen, d.h., sie müssen diese nicht als eigentliche 
33 Dazu N. 7. 
3~ Vgl. Art. 41 Abs. 2 und 3 KVG und dazu E uGSTER, N. 773, 903, 957 ff. 
JS EUGSTER, N. 959. 
36 Dazu N . 2, insbesondere Anm. 6. 
37 Prot. Plenum, S. 2699. 
38 In der Regel sind die Patientinnen und Patienten krankenversichert Da sich nach dem geltenden Spital-
fi nanzierungsmodel l des KVG (Art. 49 KVG) der Rückzug der öffentli chen Hand aus der Finanzierung 
der stationären lnfrastrukn1ren massgeblich auf die Versicherungsprämien auswirkt, muss die wirt-
schaftli che Tragbarkeil auch aus der Sicht der Krankenversicherten beurteilt werden (vgl. Prot. Plenum, 
S. 2699). Es wird sich we iter die Frage stellen. inwiefern die wirtschaftli che Tragbarkeil auch fiir se lbst-
zahlende Pati entinnen und Patienten (z.B. aus dem Ausland) zu gewährleisten ist. Bei dieser Gruppe, die 
in der Regel eine Wahlbehandl ung im Kanton vornehmen lässt, darf die wirtschaftliche Tragbarkeil wohl 
39 
grasszügiger beurteilt werden. 
Aus diesem Grund wurde in anderen Kantonsverfassungen bewusst darauf verzichtet; vgl. zu Art. 87 
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Staatsaufgabe gewährleisten40 . Damit steht es Kanton und Gemeinden fre i, die 
entsprechenden Aufgaben entweder selbst wahrzunehmen oder an eine öffent-
lichrechtliche, eine gemischtwirtschaftliche oder eine privatrechtliche Körper-
schaft mit Leistungsauftrag, Globalbudget und Qualitätssicherung zu de legie-
ren41 . 
14 Nach der geltenden Regelung konzentriert sich die Zuständigkeit der Gemein-
den auf die gesundheitliche Vor- und Fürsorge (Geburtshilfe bei Hausgeburten, 
Gesundheitsunterricht in den Schulen, schulärztliche Dienste, Schulzahnpflege, 
Spitex und Krankentransporte)42. Der Kanton ist dagegen zuständig für die Re-
gelung der medizinischen Berufe und der Rechtsstellung der Patientinnen und 
Patienten, für den Vollzug der Heilmittelgesetzgebung des Bundes und für die 
Spitalplanung43. 
15 Die Zuständigkeit für den Betrieb von Krankenhäusern ist bereits heute entspre-
chend dem Grundgedanken von Art. 97 aufgeteilt: Der Kanton ist zuständig für 
die zentralen Einrichtungen der überregionalen Versorgung (Universitätsspita l 
Zürich und Kantonsspital Winterthur, psychiatrische Kliniken, Spezialkranken-
häuser)44. Die Errichtung und der Betrieb anderer Spitäler und Krankenheime 
sind dagegen Sache der Gemeinden45 . 
4. Gesundheitsvorsorge (Abs. 2) 
4.1. Präventionsgedanke 
16 Nicht nur im Sozialbereich46, sondern gerade auch im Gesundheitswesen soll 
der Prävention hohe Priorität zuerkannt werden47, wobei im geltenden kanto-
nalen und kommunalen Recht bereits heute zahlreiche Präventionsmassnahmen 
vorgesehen sind48. Diese sollen eher aus- als abgebaut werden. Zudem macht die 
verfassungsrechtliche Verankerung des Präventionsgedankens deutlich, dass der 
40 Dazu N. 2. 41 Prot. Plenum. S. 2688 f.: SoBOTICH, Vorb. zu Art. 95 - 121 N. 12. 
~2 ~§ 54 ff. Gesundheitsgesetz. 43 Zum Ganzen JAAG , Rz. 4204 ff.; POLEDNAIBERG ER, S. 18 f. 
44 9 39 Abs. I Gesundheitsgesetz. 
45 § 39 Abs. 2 Gesundheitsgesetz. Im regierungsrät lichen Antrag ftir ein neues GesundheitsgeselL \Olll 
26. Januar 2005 (A812005, S. 121 ff., 165 ff.) wurde diese Aufgabenteilung im Grundsatz beib~hnlten. 
wobei ein wei terer Einbezug privater Krankenhäuser angestrebt wird. Am 20. September 2006 \\Urde 
dieser Teil des neuen Gesundhe itsgesetzes vorerst zurückgezogen. 
46 Vgl. zum Präventionsgedanken beim Jugend- und Familienschutz. Art. 112 . 7 f., II. 47 Prot. Plenum, S. 1537: Vorlage K4 vom 5. September 2002 . S. 13. 
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Staat im Rahmen seiner Gesundheitspolitik vermehrt einen salutogenetischen 
Ansatz verfolgen soll49. 
In der Literatur werden verschiedene Präventionsstufen unterschieden : Die Pri- 17 
märprävention dient der Verhinderung des Problems (z.B. durch Aufklärung und 
Information), die Sekundärprävention dient der Früherkennung von Problemen 
und deren Abschwächung, die Tertiärprävention soll weitere Komplikationen 
vermeiden, nachdem ein Problem aufgetreten ist (z.B. Rehabilitation)50 . Alle 
Präventionsstufen dienen der Vermeidung oder Minderung von Gesundheits-
schäden und damit - mittelbar - der Kostensenktmg51 . Die Hauptaktivitäten auf 
der Ebene des Kantons und der Gemeinden liegen im Bereich der Primärpräven-
tion, während die Sekundär- und Tertiärprävention stark von den Vorgaben des 
Krankenversicherungsrechts determiniert wird52. 
4.2. Aufgabenerfüllung 
Mit der Formulierung «fordern» werden die Aufgaben bezeichnet, die der Staat 18 
unterstützen soll , indem er Körperschaften einmalige oder wiederkehrende Bei-
träge unter absichernden Bedingungen ausrichtet53 . Häufig werden Kanton und 
Gemeinden im Bereich ihrer Zuständigkeit die Vorsorgeaufgabe damit nicht 
selbst übernehmen, was im Hinbl ick auf die erforderl ichen Spezialkenntn isse 
für die Prävention angezeigt sein kann54 • Zudem sind die unterschiedlichen Auf-
gaben der Gesundheitsprävention derart breit gefächert, dass die Zielgruppen 
mit rein staatlich organisierten Massnahmen kaum wirkungsvoll erreicht wer-
den können55 . 
49 Prot. Plenum, S. 1545: vgl. SOMAJ;<J, S. 67 f. 
50 SoMAINI, S. 66; RosENBRocKIGERLI'lGER, S. 63 ff. 51 Prot. Plenum, S. 1537. 
Sl V gl. \'ON W ARTBURG, S. 697 f. 53 SosOTICII , Vorb. zu Art. 95-12 1 . 12. 
54 Vgl. etwa S0\1AI", S. 70 ff.: RosE~BROCKJGrRLJMiER. S. 63. 
